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BEKANNTMACHUNGEN

Amtl. Anz. Nr. 70 FREITAG, DEN 31. AUGUST

Bekanntmachung über die ergänzende 
Kohärenzmaßnahme „Tideanschluss  

Billwerder Insel“ im Planfeststellungs- 
verfahren zur Fahrrinnenanpassung von 

Unter- und Außenelbe für 14,5 m 
tiefgehende Containerschiffe

Die Planfeststellungsbeschlüsse der Planfeststellungsbe-
hörden (Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt, 
Standort Kiel, sowie Behörde für Wirtschaft, Verkehr und 
Innovation, Hamburg) vom 23. April 2012 in der Gestalt  
der Ergänzungsbeschlüsse vom 1. Oktober 2013 und vom 
24. März 2016 sowie der Protokollerklärungen in den 
mündlichen Verhandlungen vor dem Bundesverwaltungs-
gericht (BVerwG) (7 A 2.15 vormals 7 A 14.12) wurden mit 
Planergänzungsbeschlüssen vom 23. August 2018 um die 
Planfeststellung einer ergänzenden Kohärenzsicherungs-
maßnahme (KSM) ergänzt.

Den Trägern des Vorhabens, denjenigen, über deren 
Einwendungen entschieden worden ist, und den Vereini-
gungen, über deren Stellungnahmen entschieden worden 
ist, werden die Planergänzungsbeschlüsse zugestellt.

Jeweils eine Ausfertigung der Planergänzungsbeschlüsse 
wird mit einer Ausfertigung des festgestellten Plans in der 
Zeit vom 10. September 2018 bis 24. September 2018 
(jeweils einschließlich) während der Dienststunden zur 
Einsicht im

Bezirksamt Mitte, 
Fachamt Management des öffentlichen Raumes, 
V. Obergeschoss, Flurbereich C – WBZ: Raum C6.222, 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg,

und im

Bezirksamt Bergedorf, 
Zentrum für Wirtschaftsförderung, Bauen und Umwelt,  
Kundenservice, Wentorfer Straße 38 a, 21029 Hamburg,
ausliegen.

Diese Unterlagen sind zusätzlich auf der Seite der 
Behörden unter 

http://www.hamburg.de/bwvi/ 
np-aktuelle-planfeststellungsverfahren 

und 
https://www.gdws.wsv.bund.de/SharedDocs/ 

Planfeststellungsverfahren/DE/ 
100_Anpassung_Unter_Aussenelbe.html;jsessionid= 
7B8592B5264D4752397C9E94FAF542D0.live11293

einsehbar.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gelten die Planergän-
zungsbeschlüsse auch gegenüber den den Planfeststellungs-
behörden nicht bekannten Betroffenen als zugestellt.

Kiel, den 23. August 2018

Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt
gez. Böschen

Hamburg, den 23. August 2018

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
gez. Dr. Aschermann Amtl. Anz. S. 2217
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Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder 
Arten vom 22. November 2014 in Verbindung mit Artikel 
40 f Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes (Stand 15. Sep-
tember 2017) sind die festgelegten Managementmaßnah-
men bekannt zu geben. Die Managementmaßnahmenblät-
ter für „invasive Krebsarten“, Wollhandkrabbe, Wechsel-
blatt Wasserpest und Brasilianisches Tausendblatt wurden 
abgeändert und befinden sich derzeit erneut in der Öffent-
lichkeitsbeteiligung (ab 17. September 2017 online unter 
www.anhoerungsportal.de).

Ab sofort können die festgelegten Managementmaßnah-
men für nach Artikel 19 EU-Verordnung weit verbreitete 
Arten unter www.hamburg.de/invasive-arten online abge-
rufen und eingesehen werden.

Hamburg, den 27. August 2018

Die Behörde für Umwelt und Energie
Amtl. Anz. S. 2217

Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
standortbezogenen Vorprüfung des 
Einzelfalles zur Feststellung, ob eine 

Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht

1. Sachlage

Die Auria Solutions GmbH, Nöldekestraße 4, 21079 
Hamburg, hat bei der Behörde für Umwelt und Energie 
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe – eine Ände-
rungsgenehmigung nach §§ 16, 19 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) für den Austausch von 
Vulkanisationskesseln (4. Ausbaustufe) beantragt.

2. Rechtslage

Die Änderung der Anlage ist genehmigungsbedürftig 
auf Grund des § 16 BImSchG in Verbindung mit § 1 der 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
BImSchV) und Nummer 10.7.2 Verfahrensart V des 
Anhangs 1 der 4. BImSchV. Für dieses Vorhaben ist 
nach Nummer 10.3.2 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalles zur Feststellung 
einer UVP-Pflicht im Einzelfall vorgesehen. Die stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles ist nach § 9 
Absatz 3 UVPG im Rahmen des Änderungsgenehmi-
gungsverfahrens nach § 16 BImSchG durchzuführen. 
Für die Vorprüfung bei Änderungsverfahren gilt 
gemäß § 9 Absatz 4 der § 7 UVPG entsprechend.

Nach § 7 Absatz 2 UVPG ist eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen, wenn das Vorhaben 
„erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die 
Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Absatz 
2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berück-
sichtigen wären“.

3. Standortbezogene Vorprüfung nach § 7 Absatz 2 in 
Verbindung mit Anlage 3 des UVPG

3.1 Merkmale des Vorhabens

Die Bewertungen der relevanten Merkmale des Vorha-
bens ergeben Folgendes:

Größe des Vorhabens:

Das Änderungsvorhaben umfasst lediglich den Aus-
tausch von Vulkanisationskesseln innerhalb bestehen-
der Produktionsgebäude. Eine Erweiterung ist nicht 

vorgesehen. Die Durchsatzkapazität bleibt unverändert 
bei 3,2 t/h Kautschuk.

Zusammenwirken mit anderen bestehenden oder zuge-
lassenen Vorhaben und Tätigkeiten:

Innerhalb der vorhandenen Produktionsgebäude wer-
den Teile der vulkanisierten Gummimatten mit Polyu-
rethan hinterschäumt. Dieser Anlagenteil bleibt unver-
ändert.

Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Viel-
falt:

Grund- und Oberflächenwasser sowie Tiere, Pflanzen 
und die biologische Vielfalt werden von dem Ände-
rungsvorhaben nicht genutzt/berührt. Zusätzliche Flä-
che und Boden werden über das derzeitige Maß hinaus 
von dem Vorhaben nicht beeinflusst, da alle Maßnah-
men in vorhandenen Produktionshallen stattfinden.

Abfallerzeugung:

Erzeugte Abfälle (Fehlfabrikate, Abrisse) werden zum 
großen Teil produktionsintern durch Wiedereinsatz 
vermieden. Unvermeidliche Abfälle werden ordnungs-
gemäß entsorgt.

Umweltverschmutzung und Belästigung:

Emissionen/Immissionen von Luftschadstoffen:

Eine Veränderung bei den Emissionen/Immissionen ist 
beim geplanten Vorhaben mit gleichbleibender Durch-
satzkapazität und gleichbleibenden Einsatzstoffen nicht 
zu besorgen. Die Emissionen an organischen Stoffen 
(Kohlenwasserstoffen) der geplanten Anlage unter-
schreiten die Grenzwerte der TA Luft von 50 mg/m3 in 
der Abluft.

Bewertung:

Die Umgebungsbebauung wird durch das Vorhaben im 
Hinblick auf die zu erwartenden Immissionen weiter-
hin nicht erheblich beeinträchtigt.

Lärmemissionen/Lärmimmissionen:

Die Lärmsituation wird durch den verminderten 
Dampfeinsatz verbessert.

Bewertung:

Die gesetzlich vorgeschriebenen Lärmimmissions-
werte werden demgemäß eingehalten.

Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastrophen:

Auf Grund der eingesetzten Stoffe (Kautschuk, Dampf 
und Trennmittel) unterliegt der Betriebsbereich der 
Vulkanisation nicht der Störfallverordnung. Das einge-
setzte Trennmittel Acmos 10-62 wird in wässriger 
Lösung (1:100) eingesetzt. Dieser Stoff fällt in konzen-
trierter Form unter die Gefahrstoffverordnung. Der 
Stoff ist reizend und der WGK 2 zugeordnet. Die im 
EG-Sicherheitsdatenblatt vom 6. April 2018 genannten 
Regelungen zur Vermeidung von Gefahren werden 
beachtet. Die eingesetzte Technologie (Vulkanisation) 
wird bereits langjährig angewendet. Die eingesetzten 
Vulkanisationskessel unterliegen einer regelmäßigen 
Sachverständigenüberwachung. Besondere Risiken 
sind nicht bekannt.

Risiken für die menschliche Gesundheit:

Besondere Risiken für die menschliche Gesundheit 
sind bei bestimmungsgemäßem Betrieb nicht zu besor-
gen.
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3.2 Standort des Vorhabens

Bestehende Nutzung des Gebietes, insbesondere als 
Fläche für Siedlung und Erholung, für land-, forst- und 
fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für sonstige wirt-
schaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- 
und Entsorgung (Nutzungskriterien):

Die Umgebungsbebauung wird durch das Vorhaben 
auch bezüglich dieser Kriterien nicht beeinträchtigt. 
Das Betriebsgrundstück selbst liegt gemäß Baustufen-
plan innerhalb eines Industriegebietes, die benachbar-
ten Grundstücke sind als Mischgebiet (M3g) ausgewie-
sen.

Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von 
Wasser, Boden, Natur und Landschaft des Gebietes 
(Qualitätskriterien):

Die Qualitätskriterien werden durch das Vorhaben 
nicht berührt.

Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berück-
sichtigung folgender Gebiete und von Art und Umfang 
des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkrite-
rien):

Nummern 2.3.1 bis 2.3.7 der Anlage 3 zum UVPG – 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung wie Natura 
2000-, Naturschutz-, Nationalparks, nationale Natur-
monumente, Biosphärenreservate und Landschafts-
schutzgebiete, Naturdenkmäler, geschützte Land-
schaftsbestandteile, einschließlich Alleen, gesetzlich 
geschützte Biotope nach Bundesnaturschutzgesetz.

Entsprechende Gebietsausweisungen liegen im zu prü-
fenden Bereich nicht vor.

Nummer 2.3.8 der Anlage 3 zum UVPG – Wasser-
schutzgebiete gemäß § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG), Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Absatz 4 
WHG, Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 WHG sowie 
Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 WHG:

Das Betriebsgelände befindet sich nicht im Wasser-
schutz-, Heilquellen- oder Überschwemmungsgebiet.

Nummer 2.3.9 der Anlage 3 zum UVPG – Gebiete, in 
denen die Vorschriften der Europäischen Union festge-

legten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten 
sind: Keine.
Nummer 2.3.10 der Anlage 3 zum UVPG – Gebiete mit 
hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte 
und Siedlungsschwerpunkte in verdichteten Räumen 
im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumord-
nungsgesetzes:
Das beantragte Änderungsvorhaben hat keinen Ein-
fluss auf die Anforderungen, die sich aus § 2 Absatz 2 
Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes ergeben.
Nummer 2.3.11 der Anlage 3 zum UVPG – In amtli-
chen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, 
Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, 
die von der durch die Länder bestimmten Denkmal-
schutzbehörde als archäologisch bedeutende Land-
schaften eingestuft worden sind:
Gemäß Denkmalliste der Freien und Hansestadt Ham-
burg (Stand 18. Juli 2017), ID 28028: Hannoversche 
Straße 88, 100, Wilstorfer Straße 71, 79 Gelände der 
„Vereinigten Gummiwarenfabriken Harburg“/Phoenix 
AG mit Verwaltungs-, Fabrikations- und Lagergebäu-
den.
Die Denkmäler sind durch dieses Vorhaben in keiner 
Weise betroffen.

4. Ergebnis
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführun-
gen ist als Ergebnis festzustellen, dass die Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für das hier 
zur Genehmigung anstehende Vorhaben nicht erfor-
derlich ist. Die nach § 9 Absatz 3 in Verbindung mit § 7 
Absatz 2 und Anlage 3 UVPG durchzuführende über-
schlägige Vorprüfung unter Berücksichtigung der in 
Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien für die 
standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles hat erge-
ben, dass das Vorhaben erhebliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen nicht haben kann.

Hamburg, den 15. August 2018

Die Behörde für Umwelt und Energie 
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe –

Amtl. Anz. S. 2218

Öffentliche Ausschreibung

Vergabenummer: 18 A 0369

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren:

 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

 Vergabe: 18 A 0369

 Dämmarbeiten

 84116 B 2018 Dämmung der obersten Geschossdecke

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 

Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü-
gung gestellt.

Es werden elektronische Angebote ohne elektronische 
Signatur (Textform), mit fortgeschrittener elektroni-
scher Signatur und mit qualifizierter elektronischer Sig-
natur, akzeptiert.

d) Art des Auftrages:

 Ausführen von Bauleistungen

e) Ort der Ausführung:

 Rodigallee 98, 22043 Hamburg

f) Art und Umfang der Leistung

– ca. 500 m² Dachgeschossdämmung

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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– ca. 500 m² Dampfbremse

– ca. 500 m² OSB-Platten, schwimmend verlegt

g) Entfällt

h) Nein

i) Beginn der Ausführung: 9. Oktober 2018

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
26. Oktober 2018

Durchführung im oben genannten Zeitraum findet mit 
Unterbrechung statt.

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:

 Die elektronischen Vergabeunterlagen liegen bei bi-on-
line.de zum kostenlosen Download unter dem bilink:

 https://service.bi-online.de/ 
tenderdocuments/D433380303

 bereit. 

 Eine kostenlose Registrierung wird empfohlen, um auto-
matisch über Änderungen an den Vergabeunterlagen 
oder über Fragen zum Vergabeverfahren informiert zu 
werden.

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

 Höhe der Kosten: Entfällt, siehe Buchstabe k) Anforde-
rung der Vergabeunterlagen.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:

 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

p) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q) Angebotseröffnung:

 11. September 2018, 10.00 Uhr,  
Ort: siehe Buchstabe a), Raum 8.01

 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

s) Entfällt

t) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Ver treter.

u) Nachweise zur Eignung:

 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-

men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige-
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen-
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über-
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: Keine

v) Ablauf der Bindefrist: 10. Oktober 2018

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x)  Sonstige Angaben:

 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 
erteilt

 vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 23. August 2018

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 924

Öffentliche Ausschreibung

Vergabenummer: 18 A 0271

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00, 
Telefax:  + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: Vergabestelle@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren:

 Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

 Vergabe: 18 A 0271

 Heizungsarbeiten

 51500 B 2016 TM00001,  
Sanierung der Heizungsanlage nach EnEV

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur 
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: 

Vergabeunterlagen werden nur elektronisch zur Verfü-
gung gestellt.

Es werden elektronische Angebote ohne elektronische 
Signatur (Textform), mit fortgeschrittener elektroni-
scher Signatur und mit qualifizierter elektronischer Sig-
natur, akzeptiert.

d) Art des Auftrages:

 Ausführen von Bauleistungen

e) Ort der Ausführung:

 BImA Wohnungen Rugenbarg, 
Rugenbarg 108-126, 22549 Hamburg-Osdorf
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f) Art und Umfang der Leistung

Grundsätzliches zur Baumaßnahme

In der Liegenschaft BImA Wohnungen Rugenbarg, Ru-
genbarg 108-126 in Hamburg-Osdorf, soll die heizungs-
technische Anlage der Wohnanlage entsprechend den 
Erfordernissen der EnEV saniert werden.

Beschreibung der Wärmeversorgung

Im Kellergeschoss der Hausnummer 120 befindet sich 
der Aufstellraum der zentralen Heizungsanlage. Von 
dort aus werden über ein Nahwärmenetz die sechs Wohn-
gebäude auf dieser Liegenschaft mit Wärme versorgt. 
Über jeweilige Unterstationen erfolgt dann die Regelung 
der einzelnen Wohngebäude.

Zur Ausführung

Im Rahmen der o.g. Maßnahme wurde die aktuelle Situ-
ation bezüglich der Heizungsanlage vor Ort geprüft und 
eine Ausführungsplanung zur Sanierung, unter Berück-
sichtigung der Energieeinsparverordnung (EnEV), und 
Richtlinien zur Energieeffizienz (2009/125/EG) erarbei-
tet. Im Wesentlichen werden im Aufstellraum der alte 
Heizkessel (268kW), Heizungsverteiler, -sammler inklu-
sive der alten Regelung demontiert und ersetzt. Hinzu 
kommt eine Nachspeiseeinrichtung für das Heizungs-
wasser mit Wasseraufbereitung sowie eine Neutralisa-
tionseinheit für das anfallende Kondensat vom Brenn-
werteffekt. Die Abgasleitung wird den Anforderungen 
entsprechend neu korrosionsbeständig hergerichtet. Ins-
pektionen vor Ort haben ergeben, dass die Unterstatio-
nen in den jeweiligen sechs Gebäuden auch abgängig 
sind und mit erneuert werden müssen. Die auf dem 
Gelände verlegten Rohrleitungen vom Nahwärmenetz 
sowie die Heizungsleitungen in den Gebäuden (im 
Bereich der Wohnungen) werden im Rahmen dieser 
Maßnahme nicht verändert.

Im Rahmen der Arbeiten ist die Heizungsanlage hydrau-
lisch mit abzugleichen.

g) Entfällt

h) Nein

i) Beginn der Ausführung: 42. KW. 2018

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen: 45. KW. 2018

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:

 Die elektronischen Vergabeunterlagen liegen bei bi-on-
line.de zum kostenlosen Download unter dem bilink:

 https://service.bi-online.de/ 
tenderdocuments/D433410340

 bereit. 

 Eine kostenlose Registrierung wird empfohlen, um auto-
matisch über Änderungen an den Vergabeunterlagen 
oder über Fragen zum Vergabeverfahren informiert zu 
werden.

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in 
Papierform:

 Höhe der Kosten: Entfällt, siehe Buchstabe k) Anforde-
rung der Vergabeunterlagen.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind:

 Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

p) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:

Deutsch

q) Angebotseröffnung:

 13. September 2018, 10.00 Uhr,  
Ort: siehe Buchstabe a), Raum 8.01

 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen: 
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

s) Entfällt

t) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

 Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Ver treter.

u) Nachweise zur Eignung:

 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die 
Voraussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte 
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind 
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der 
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

 Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eige-
nerklärungen (auch die der Nachunternehmen) auf 
gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigen-
erklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen 
zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die 
nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine Über-
setzung in die deutsche Sprache beizufügen.

 Das Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung) ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3 
VOB/A zu machen: Keine

v) Ablauf der Bindefrist: 12. Oktober 2018

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Pappelallee 41, 22089 Hamburg, 
Telefon: + 49 / (0)40 / 4 28 42 - 450

x)  Sonstige Angaben:

 Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt 
erteilt

 vergabestelle@bba.hamburg.de

Hamburg, den 24. August 2018

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 925
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Offenes Verfahren (EU) [VgV]

Gebäudereinigung in der Grundschule 
Hinter der Lieth, Hinter der Lieth 61, 22529 Hamburg, 

für die Zeit ab 15. April 2019

1)  Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland

2)  Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)  Entfällt

5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Gebäudereinigung in der Grundschule Hinter der 
Lieth, Hinter der Lieth 61, 22529 Hamburg, für die 
Zeit ab 15. April 2019.

Ausgeschrieben wird die Gebäudereinigung in der 
Grundschule Hinter der Lieth, Hinter der Lieth 61, 
22529 Hamburg. Bei dem Objekt handelt es sich um 
eine Flächenschule mit einer Gesamtreinigungsfläche 
von 4158 m².

Ort der Leistungserbringung: 22529 Hamburg

6)  Entfällt

7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)  Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 15. April 2019 bis auf Weiteres.

9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=D3riBB %2bEHzg %3d

10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 28. September 2018, 
10.00 Uhr, Bindefrist: 15. April 2019.

11)  Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen

Siehe Vergabeunterlagen.

12)  Entfällt

13)  Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt

Siehe Vergabeunterlagen.

14)  Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Freie Verhältniswahl Preis/Leistung.

Hamburg, den 17. August 2018

Die Finanzbehörde 926

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

Glas- und Gebäudereinigung 
in der Goldbek-Schule Hamburg,  

Poßmoorweg 22, 22301 Hamburg, ab dem 1. März 2019

1)  Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsab-
gabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilen-
den Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder 
Teilnahmeanträge einzureichen sind

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland

2)  Verfahrensart

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)  Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4)  Entfällt

5)  Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis-
tungserbringung

Glas- und Gebäudereinigung in der Goldbek-Schule 
Hamburg, Poßmoorweg 22, 22301 Hamburg, ab dem  
1. März 2019.

Ausgeschrieben wird die Glas- und Gebäudereinigung 
in der Goldbek-Schule Hamburg, Poßmoorweg 22, 
22301 Hamburg, mit einer zu reinigenden Fläche von 
etwa 5000 m².

Ort der Leistungserbringung: 22301 Hamburg

6)  Gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzel-
nen Lose

Los 1: Unterhaltsreinigung

Los 2: Glasreinigung

7)  Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten

Nebenangebote sind nicht zugelassen.

8)  Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. März 2019 bis auf Weiteres.

9)  Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.Bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=BWqsiBkl %2fQg %3d

10)  Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 28. September 2018, 
10.00 Uhr, Bindefrist: 28. Februar 2019.

11)  Entfällt

12)  Entfällt

13)  Entfällt

14)  Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden.

Freie Verhältniswahl Preis/Leistung.

Hamburg, den 16. August 2018

Die Finanzbehörde 927

Bekanntmachung (national)

a) Bezirksamt Hamburg-Mitte,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt,  
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Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 54 - 34 30 
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 90 - 15 39 
E-Mail:  
ausschreibungsstelled4@hamburg-mitte.hamburg.de

b) Beschränkte Ausschreibung nach öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der VOB/A.

Vergabenummer: M/BS BöT-45/2018

c) Es werden nur schriftliche Angebote (in Papierform) 
akzeptiert.

d) Ausführung von Bauleistungen.

e) Karl-Arnold-Ring 15, 21109 Hamburg

f) Schlüsselfertigbau, Umkleide- und Vereinsgebäude in 
Holzrahmenbauweise, 2-geschossig, nicht unterkellert. 
Beinhaltet: 6 öffentliche Umkleiden (je 21 m²), inkl. 
Duschräume (je 10 m²), öffentliche WC’s Damen und 
Herren (je 10 m²), Technik (14 m²), Platzwart (10 m²), 
Inklusion (21 m²), Ballraum (8 m²), Gastronomie im Erd-
geschoss (180 m²) und Geschäfsträume (80 m²), Gymnas-
tikraum inkl. Umkleiden (215 m²) im Obergeschoss. 
Treppe innen und außen vorhanden, Aufzug eingeplant. 
Gründachanteil vorhanden. Insgesamt 834 m² (davon 
83 m² Verkehrsfläche und 14 m² Technik). 

g) Generalunternehmervertrag, prüffähige Statik und Wär-
meschutz sind zu erbringen. Auslegung TGA nach 
Bemessung AN und den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik und Normen, Detailplanung sind im An -
gebot enthalten.

h) nein

i) Beginn der Ausführung (sofern möglich): Oktober 2018 

Fertigstellung oder Dauer der Ausführung: 8 Monate

j) Nebenangebote sind nur in Verbindung mit einem 
Hauptangebot zugelassen.

k) Entfällt

Die „Erklärung zur Eignung“ gemäß lit. t) kann bei der 
in lit. a) genannten Stelle abgefordert werden.

l)  Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 19. Sep-
tember 2018

Anschrift, an die die Anträge zu richten sind:  
Bezirksamt Hamburg-Mitte,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt,  
Ausschreibungsstelle, 
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg

Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 
verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzurei-
chen.

Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf geson-
dertes Verlangen sind dazu Nachweise und Angaben 

zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt vorzu-
legen.

m) Entfällt

n) Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder ggf. 
elektronisch zu übermitteln) sind:

Bezirksamt Hamburg-Mitte,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt,  
Ausschreibungsstelle, R C7.203,  
Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg

o) Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

p) Entfällt

q) Geforderte Sicherheiten: keine

r) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

s) Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss sein eine gesamtschuldnerisch haf-
tende Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Ver-
treter.

t) Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis). Beim Einsatz von Nach-
unternehmern ist auf gesondertes Verlangen deren 
Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung weitere 
Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines Ein-
zelnachweises zu machen.

Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.

Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist zusammen mit dem Teil-
nahmeantrag unterschrieben vorzulegen.

u)  Die Zuschlagskriterien sind den Vergabeunterlagen 
(Formblatt Aufforderung Angebotsabgabe bzw. im 
eVergabesystem „eVa“ der Anlage zur Information der 
Ausschreibung) zu entnehmen.

v) Entfällt

w) Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A): 

Bezirksamt Hamburg-Mitte, 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt,  
Dezernent, Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg

Hamburg, den 24. August 2018

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte 928
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f & w fördern und wohnen AöR, Hamburg
Bilanz zum 31. Dezember 2017

Anlage 1

AKTIVA PASSIVA

Stand am Stand am Stand am Stand am
31. Dezember 2017 31. Dezember 2016 31. Dezember 2017 31. Dezember 2016

EURO EURO EURO EURO EURO EURO

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Stammkapital 10.000.000,00 10.000.000,00
Entgeltlich erworbene Software 68.766,00 209.967,00 II. Kapitalrücklage 25.921.418,58 27.432.138,27

III. Gewinnrücklagen 17.259.000,00 3.480.000,00
II. Sachanlagen IV. Bilanzgewinn 8.486.252,79 17.760.071,49

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 61.666.671,37 58.672.209,76
einschließlich Bauten auf fremden Grundstücken 372.055.952,03 384.420.960,35

2. Technische Anlagen und Maschinen 5.079,00 7.619,00 B. Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 7.417.440,15 7.564.408,15 zur Finanzierung des Sachanlagevermögens
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 89.521.359,10 55.351.287,35

468.999.830,28 447.344.274,85 1. Sonderposten aus öffentlichen Fördermitteln
für Investitionen 133.106.168,61 134.942.881,72

III. Finanzanlagen 2. Sonderposten für bedingt rückzahlungspflichtige
1. Beteiligungen 4.250,00 4.250,00 Spenden zum Anlagevermögen 228.135,00 238.249,00
2. Geschäftsguthaben bei Genossenschaften 428.928,19 428.928,19 133.334.303,61 135.181.130,72
3. Rückdeckungsansprüche aus Versorgungsleistungen 163.896.637,00 164.723.081,00

164.329.815,19 165.156.259,19 C. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche
B. Umlaufvermögen Verpflichtungen 184.887.194,00 183.286.762,00

2. Sonstige Rückstellungen 30.404.706,24 22.972.991,10
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 215.291.900,24 206.259.753,10

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 3.179.347,64 2.533.306,73
2. Forderungen gegen den Träger der Anstalt D. Verbindlichkeiten

öffentlichen Rechts 35.491.865,75 71.536.222,32
3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 179.651.226,92 229.797.150,21

ein Beteiligungsverhältnis besteht 55.000,00 55.000,00 2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 14.792.137,22 19.970.022,05
4. Sonstige Vermögensgegenstände 2.463.222,67 861.128,31 3. Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der Anstalt

41.189.436,06 74.985.657,36 öffentlichen Rechts 75.804.531,11 74.146.076,79
4. Sonstige Verbindlichkeiten 5.317.731,48 5.163.900,87

II. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 13.917.712,41 43.549.526,05 275.565.626,73 329.077.149,92

C. Rechnungsabgrenzungsposten 216.835,44 197.297,42
E. Rechnungsabgrenzungsposten 2.863.893,43 2.252.738,37

688.722.395,38 731.442.981,87 688.722.395,38 731.442.981,87

f  & w fördern und wohnen AöR, Hamburg

Bilanz zum 31. Dezember 2017

AKTIVA
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Anlage 1

AKTIVA PASSIVA

Stand am Stand am Stand am Stand am
31. Dezember 2017 31. Dezember 2016 31. Dezember 2017 31. Dezember 2016

EURO EURO EURO EURO EURO EURO

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Stammkapital 10.000.000,00 10.000.000,00
Entgeltlich erworbene Software 68.766,00 209.967,00 II. Kapitalrücklage 25.921.418,58 27.432.138,27

III. Gewinnrücklagen 17.259.000,00 3.480.000,00
II. Sachanlagen IV. Bilanzgewinn 8.486.252,79 17.760.071,49

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 61.666.671,37 58.672.209,76
einschließlich Bauten auf fremden Grundstücken 372.055.952,03 384.420.960,35

2. Technische Anlagen und Maschinen 5.079,00 7.619,00 B. Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 7.417.440,15 7.564.408,15 zur Finanzierung des Sachanlagevermögens
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 89.521.359,10 55.351.287,35

468.999.830,28 447.344.274,85 1. Sonderposten aus öffentlichen Fördermitteln
für Investitionen 133.106.168,61 134.942.881,72

III. Finanzanlagen 2. Sonderposten für bedingt rückzahlungspflichtige
1. Beteiligungen 4.250,00 4.250,00 Spenden zum Anlagevermögen 228.135,00 238.249,00
2. Geschäftsguthaben bei Genossenschaften 428.928,19 428.928,19 133.334.303,61 135.181.130,72
3. Rückdeckungsansprüche aus Versorgungsleistungen 163.896.637,00 164.723.081,00

164.329.815,19 165.156.259,19 C. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche
B. Umlaufvermögen Verpflichtungen 184.887.194,00 183.286.762,00

2. Sonstige Rückstellungen 30.404.706,24 22.972.991,10
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 215.291.900,24 206.259.753,10

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 3.179.347,64 2.533.306,73
2. Forderungen gegen den Träger der Anstalt D. Verbindlichkeiten

öffentlichen Rechts 35.491.865,75 71.536.222,32
3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 179.651.226,92 229.797.150,21

ein Beteiligungsverhältnis besteht 55.000,00 55.000,00 2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 14.792.137,22 19.970.022,05
4. Sonstige Vermögensgegenstände 2.463.222,67 861.128,31 3. Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der Anstalt

41.189.436,06 74.985.657,36 öffentlichen Rechts 75.804.531,11 74.146.076,79
4. Sonstige Verbindlichkeiten 5.317.731,48 5.163.900,87

II. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 13.917.712,41 43.549.526,05 275.565.626,73 329.077.149,92

C. Rechnungsabgrenzungsposten 216.835,44 197.297,42
E. Rechnungsabgrenzungsposten 2.863.893,43 2.252.738,37

688.722.395,38 731.442.981,87 688.722.395,38 731.442.981,87

f  & w fördern und wohnen AöR, Hamburg

Bilanz zum 31. Dezember 2017 f & w fördern und wohnen AöR, Hamburg
Bilanz zum 31. Dezember 2017

PASSIVA
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f & w fördern und wohnen AöR, Hamburg
Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017

Anlage 2

2016
EURO EURO EURO

1. Umsatzerlöse
a) Erträge aus Eingliederungshilfen (BSHG) 17.233.698,69 16.720.037,62
b) Zuschüsse, Benutzergebühren und Mieten 258.415.941,14 255.677.955,38
- davon Zuweisungen und Zuschüsse zu 

Betriebskosten: EUR 30.477.265,39
(Vorjahr: EUR 13.600.964,85)

c) Übrige Umsatzerlöse 3.101.951,72 2.961.874,77
278.751.591,55 275.359.867,77

2. Sonstige betriebliche Erträge 38.731.039,72 43.496.691,06
- davon Erträge nach Artikel 67 Absatz 1 und 2 EGHGB:

 EUR 0,00 (Vorjahr: EUR 10.770.883,20)

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

und bezogene Waren 22.991.012,94 24.660.747,72
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 105.691.364,74 138.267.978,72

128.682.377,68 162.928.726,44
4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 62.472.676,05 61.410.635,46
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen 

für Altersversorgung und Unterstützung 12.849.339,34 13.575.450,76
- davon für Altersversorgung: EUR 410.963,47

(Vorjahr: EUR 1.114.610,13)
75.322.015,39 74.986.086,22

5. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände
des Anlagevermögens und Sachanlagen 66.436.486,73 36.793.592,95

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 42.386.387,77 32.077.602,63
 -   davon Aufwendungen nach Artikel 67 Absatz 1 und 2 EGHGB:
     EUR 0,00 (Vorjahr: EUR 10.174.650,62)

7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 12.366.927,99 9.648.571,83
- davon aus Abzinsung: EUR 6.573.829,17

(Vorjahr: EUR 7.042.275,06)

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 16.406.467,15 11.442.921,49
- davon aus Aufzinsung: EUR 8.184.433,04

(Vorjahr: EUR 7.974.762,95)
9. Ergebnis nach Steuern 615.824,54 10.276.200,93

10. Sonstige Steuern 541.883,38 399.829,61
11. Jahresüberschuss 73.941,16 9.876.371,32
12. Gewinn-/Verlustvortrag 17.760.071,49 4.291.787,10
13. Entnahme aus der Kapitalrücklage 4.431.240,14 4.291.913,07
14. Einstellung in Gewinnrücklagen 13.779.000,00 700.000,00
15. Bilanzgewinn 8.486.252,79 17.760.071,49

f  & w fördern und wohnen AöR, Hamburg

Gewinn- und Verlustrechnung 

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017

2017
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f & w fördern und wohnen AöR, Hamburg
Anhang für das Geschäftsjahr 2017

A. ALLGEMEINE ANGABEN
Die AöR wurde zum 1. August 1997 errichtet.
Grundlage der AöR ist das Gesetz über die Anstalt 
öffentlichen Rechts f & w fördern und wohnen (FWG); 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. März 2017. Die 
Änderung berücksichtigte im Wesentlichen die Erwei-
terung der Geschäftsfelder um die Bereitstellung von 
öffentlich geförderten Wohnungen. Die Freie und 
Hansestadt Hamburg (FHH) haftet gemäß §  3 Abs. 2 
FWG für die Verbindlichkeiten der Anstalt als Gewähr-
trägerin unbeschränkt, wenn und soweit eine Befriedi-
gung aus dem Vermögen der Anstalt nicht zu erlangen 
ist. Außerdem hat die FHH nach §  3 Abs. 3 FWG 
sicherzustellen, dass die Anstalt für die Dauer ihres 
Bestehens als Einrichtung funktionsfähig bleibt.
Gemäß § 15 (2) FWG stellt die Anstalt ihren Jahresab-
schluss nach den Vorschriften für große Kapitalgesell-
schaften auf.

B. BILANZIERUNGS- UND  
BEWERTUNGSMETHODEN

1. Angaben zu Inhalt und Gliederung  
des Jahresabschlusses
Die Gliederung und der Ausweis des Jahresabschlusses 
zum 31.12.2017 erfolgen nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches (HGB) für große Kapitalgesell-
schaften und dem Gesetz über die Anstalt öffentlichen 
Rechts f & w fördern und wohnen AöR (FWG). Die 
Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gesamt-
kostenverfahren § 275 HGB gegliedert.
Die Bilanz ist unverändert gemäß § 265 Abs. 5 und 6 
HGB um die Posten Geschäftsguthaben bei Genossen-
schaften, Rückdeckungsansprüche aus Versorgungs-
leistungen, Sonderposten aus Zuschüssen und Zuwei-
sungen zur Finanzierung des Sachanlagevermögens, 
Forderungen gegen den Träger der Anstalt öffentli-
chen Rechts und Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Träger der Anstalt öffentlichen Rechts ergänzt.

2. Angewandte Bilanzierungs-  
und Bewertungsmethoden
Für die Aufstellung des Jahresabschlusses zum 31. De-
zember 2017 waren die nachfolgenden Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden maßgebend.
Das Anlagevermögen ist zu Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten angesetzt. Abschreibungen werden 
planmäßig nach der linearen Methode entsprechend 
der voraussichtlichen Nutzungsdauer der Anlagen vor-
genommen. Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten 
bis 150,- e werden als Betriebsausgabe gebucht. Eigen-
ständige Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten mehr als 150,- e, aber nicht mehr 
als 410,- e betragen, werden im Jahr des Zugangs sofort 
abgeschrieben. Die Anlagen im Bau werden mit den bis 
zum Bilanzstichtag angefallenen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten aktiviert. Außerplanmäßige Ab-
schreibungen auf das Anlagevermögen werden vorge-
nommen, wenn eine dauernde Wertminderung erkenn-
bar ist.
Der Sonderposten aus Zuschüssen und Zuweisungen 
zur Finanzierung des Sachanlagevermögens wird ent-
sprechend der jährlichen Abschreibungen der damit 
finanzierten Gegenstände des Sachanlagevermögens 
ertragswirksam aufgelöst. In Höhe der noch nicht ver-

wendeten Zuwendungen und Spenden werden entspre-
chende Verbindlichkeiten gebildet. Die Zusammenset-
zung und Entwicklung der Zuwendungen aus öffentli-
cher Förderung ist dem Fördernachweis zu entneh-
men, der in diesem Anhang enthalten ist.

Die innerhalb der Finanzanlagen ausgewiesenen 
Rückdeckungsansprüche aus Versorgungsleistungen 
betreffen zukünftige Erstattungen des Hamburgischen 
Versorgungsfonds AöR (HVF) und anderer Dienststel-
len der FHH für von f & w zu leistende Versorgungs-
zahlungen. Die bilanzierten Ansprüche stehen im 
Zusammenhang mit den gebildeten Pensionsrückstel-
lungen und betreffen Anwartschaften der Personen, die 
vor dem 01.08.1997 bei der Rechtsvorgängerin der f & w 
beschäftigt waren, in dem Umfang, wie sie bis zum 
31.12.2005 entstanden sind, soweit sie nach dem 
01.01.2006 fällig werden (Versorgungsaltlasten). Sofern 
und soweit f & w Ansprüche auf Erstattung der Zah-
lung der vorgenannten Versorgungsaltlasten gegen 
Dritte zustehen, sind diese auf die Erstattungsver-
pflichtung des HVF anzurechnen. Zahlungen zur 
Erfüllung der Ansprüche werden als Abgang erfolgs-
neutral erfasst. Die Differenz zwischen dem um 
Abgänge verminderten Anfangsbestand und dem gut-
achterlich festgestellten Endbestand wird ertragswirk-
sam als Zugang zu den Rückdeckungsansprüchen unter 
dem Personalaufwand ausgewiesen. Ergibt sich ein 
Minderbestand, wird der Abgang ebenfalls unter dem 
Personalaufwand ausgewiesen. Die Ansprüche zum 
31.12.2017 sind analog zur Bewertung der Pensions-
rückstellungen nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen unter Anwendung eines Zinssatzes von 
3,68 %, einer Tarifsteigerung von 2 % sowie einer Ren-
tenanpassung von 1 % mit dem Barwert bewertet. Die 
Rückdeckungsansprüche wurden analog der Pensions-
rückstellungen mit dem 10-Jahres Durchschnittszins-
satz bewertet. Der Unterschiedsbetrag des 7-Jahres- 
Durchschnittszinssatzes zum 10-Jahres-Durchschnitts-
zinssatz betrug zum Stichtag 16,4 Mio. e.

Weiterhin wurden Forderungen gegen Dritte in Höhe 
von 11,2 Mio. e berücksichtigt. Diese Ansprüche 
betreffen aktive und ehemalige Mitarbeiter, die Vor-
dienstzeiten in anderen öffentlichen Unternehmen 
haben und von diesen öffentlichen Unternehmen als 
vorangegangene Arbeitgeber zu erstatten sind. Die For-
derungen gegen Dritte wurden mit dem 10-Jahres- 
Durchschnittszinssatz bewertet. Der Unterschiedsbe-
trag des 7-Jahres Durchschnittszinssatzes zum 10-Jah-
res-Durchschnittszinssatz betrug für diese Forderun-
gen zum 31.12.2017 1,2 Mio. e.

Die Geschäftsguthaben bei Genossenschaften wer-
den zu Anschaffungskosten aktiviert.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
werden zu Nennwerten abzüglich notwendiger Wertbe-
richtigungen angesetzt. Der Ansatz der übrigen Ver-
mögensgegenstände des Umlaufvermögens erfolgt zu 
Nennwerten.

Die Zuschüsse der FHH für die Rückkehrer werden als 
Einlage in die Kapitalrücklage ausgewiesen. Im Jahr 
2007 wurde die pflegen & wohnen Betriebs GmbH ver-
kauft. Von den Mitarbeitern dieser ehemaligen Toch-
tergesellschaft haben in 2007 351 von ihrem gesetzli-
chen Rückkehrrecht zur Anstalt Gebrauch gemacht. Zu 
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den Rückkehrern sind in 2013 und in 2015 weitere 
Personen hinzugekommen, die in 2005 bereits dem 
Betriebsübergang nach § 613a BGB widersprochen 
haben (Widersprecher). Bis zum 31.12.2017 hat f & w 
330 Rückkehrerfälle gelöst, unter anderem durch Ver-
mittlung in den allgemeinen Arbeitsmarkt oder zu 
Dienststellen der Freien und Hansestadt Hamburg 
(FHH) bzw. durch Übernahme auf finanzierte Stellen 
bei f & w, soweit die Rückkehrer nicht in den Ruhe-
stand oder in das Altersteilzeitmodell eingetreten sind. 
Damit verbleiben zurzeit noch 26 Rückkehrer (ein-
schließlich der Widersprecher) bei f & w, die gesondert 
von der FHH weiterhin finanziert werden müssen. Mit 
der Drucksache 19/971 hat die Bürgerschaft der FHH 
beschlossen, f & w die Personal- und Sachkosten für die 
Rückkehrer zu erstatten. Der Erstattungsbetrag 2017 
wurde wie in den Vorjahren in die Kapitalrücklage 
eingestellt und im Anschluss wieder zur Deckung der 
im Berichtsjahr für die Rückkehrer entstandenen Auf-
wendungen der Rücklage entnommen.

Die Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen 
berücksichtigen die zu passivierenden Gesamtver-
pflichtungen. Den Pensionsverpflichtungen liegt ein 
versicherungsmathematisches Gutachten zugrunde. 
Die Verpflichtung wurde auf der Grundlage der Richt-
tafeln 2005 von Prof. Dr. Klaus Heubeck ermittelt. Die 
Pensionsrückstellungen werden in Höhe des notwendi-
gen Erfüllungsbetrages ermittelt, der gemäß § 253 Abs. 
2 HGB mit einem durch die Deutsche Bundesbank 
bekannt gegebenen Diskontierungssatz abgezinst wird. 
Der Rechnungszins wurde für eine pauschale Restlauf-
zeit von 15 Jahren angesetzt. 2016 wurde der für die 
Bewertung der Pensionsrückstellungen maßgebliche 
Zinssatz von einem 7-Jahres-Durchschnitt auf ein 
10-Jahres Durchschnitt geändert. Der Rechnungszins 
beträgt zum 31.12.2017 3,68 %. Für Tarifsteigerungen 
sind 2 % und für eine Rentenanpassung 1 % zu Grunde 
gelegt worden. Der Unterschiedsbetrag vom 7-Jahres 
zum 10 Jahres Durchschnittszinssatz betrug zum Stich-
tag 21,0 Mio. e.

Die Rückstellungen für Rückbau und Archivierung 
sind mit einer Preissteigerung von 1,8 % und dem der 
Laufzeit entsprechenden Rechnungszins der Deut-
schen Bundesbank berechnet worden.

Bei der Bilanzierung und Bewertung der übrigen 
Rückstellungen wird allen erkennbaren Risiken und 
ungewissen Verbindlichkeiten angemessen Rechnung 
getragen. Sie sind in der Höhe des Erfüllungsbetrages 
bemessen, der nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung notwendig ist.

Die Verbindlichkeiten werden zu Erfüllungsbeträgen 
angesetzt.

C.  ERLÄUTERUNGEN ZUM JAHRESABSCHLUSS 
31.12.2017

1.  Anlagevermögen

Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlage-
vermögens nach Anlagengruppen ist dem Anlagen-
nachweis zu entnehmen, der in diesem Anhang enthal-
ten ist. In 2017 wurden nicht betriebsnotwendige 
Teilflächen der Liegenschaften Farmsen und Holsten-
hof (Elfsaal) veräußert.

Die Finanzanlagen weisen zum Bilanzstichtag 2017 
einen Betrag von 164,3 Mio. e aus. In Höhe von 
152,7 Mio. e betrifft der Ausweis Rückdeckungs-
ansprüche aus Versorgungsleistungen gegenüber dem 
HVF und mit 11,2 Mio. e Dritte.

In den Finanzanlagen sind in Höhe von 0,4 Mio. e 
Geschäftsguthaben bei Genossenschaften enthalten.

2.  Forderungen

Die Forderungen sind innerhalb eines Jahres fällig.

Die Forderungen gegen den Träger der Anstalt 
öffentlichen Rechts betreffen die FHH und resultie-
ren vorrangig aus Kostensatzerstattungen und Zu-
schüssen für den Kapazitätsaufbau mit 33.686 Te (Vj 
68.491 Te) und aus dem Zuschuss für Rückkehrer (821 
Te), dem Zuschuss für die Verwaltung der betriebli-
chen Altersversorgung (447 Te), Forderungen aus Per-
sonalüberlassungen (405 Te) sowie einem Zuschuss für 
ein Projekt in Farmsen (114 Te).

3. Kapitalrücklage/Gewinnrücklage

Die Kapitalrücklage der Anstalt entwickelt sich im 
Geschäftsjahr 2017 wie folgt:

Stand 01.01.2017 27.432.138,27 e

Einstellung 2.920.520,45 e

Entnahme 4.431.240,14 e

Stand 31.12.2017 25.921.418,58 e

Die Einstellung resultiert aus der vom Träger der 
Anstalt übernommenen Finanzierung der Rückkehrer-
kosten. Dabei wurden Vorträge aus Vorjahren berück-
sichtigt. Die Entnahme betrifft die für Rückkehrer im 
Berichtsjahr angefallenen Aufwendungen (4.431 Te).

Die Gewinnrücklage der Anstalt entwickelt sich im 
Geschäftsjahr 2017 wie folgt:

Stand 01.01.2017 3.480.000,00 e

Einstellung 13.779.000,00 e

Stand 31.12.2017 17.259.000,00 e

4.  Pensionsrückstellungen

Die Versorgungsverpflichtungen betragen zum Bilanz-
stichtag insgesamt 184,9 Mio. e und umfassen alle 
Versorgungsansprüche. Der Unterschiedsbetrag aus 
der Bewertung mit dem Zins auf Basis des Durch-
schnitts-Zinszeitraumes von 7 zu 10 Jahren beträgt 21,0 
Mio. e.

5.  Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen enthalten im Wesentli-
chen die folgenden Posten:

Rückbaukosten (16,4 Mio. e), Beihilfeverpflichtungen 
gegenüber Mitarbeitern und ehemaligen Mitarbeitern 
(4,1 Mio. e), Kaufvertragsverpflichtungen aus verkauf-
ten Liegenschaften (1,0 Mio. e), ausstehende Rechnun-
gen (3,3 Mio. e), Urlaubsansprüche (1,3 Mio. e), Abfin-
dungen (1,8 Mio. e), Schadenersatzansprüche an Dritte 
(0,7 Mio. e), Erstattungspflichten für zukünftige Bei-
träge an den Pensionssicherungsverein auf Gegensei-
tigkeit (PSVAG) (0,8 Mio. e) sowie Altersteilzeit (0,2 
Mio. e).

6.  Verbindlichkeiten

Die Fristigkeit der Verbindlichkeiten ergibt sich wie 
folgt:



2229Amtl. Anz. Nr. 70 Freitag, den 31. August 2018

Bei den ausgewiesenen Verbindlichkeiten gegenüber 
dem Träger der Anstalt öffentlichen Rechts in Höhe 
von 75,8 Mio. e handelt es sich mit 24,8 Mio. e (Vj. 24,8 
Mio. e) um ein unbefristetes zinsloses Darlehen der 
FHH, das im Verbindlichkeitenspiegel unter langfris-
tig ausgewiesen ist, weil dem gegenüber Immobilien-
vermögen steht und eine Tilgung erst durch Verkauf 
der Immobilien erfolgt. Die kurzfristigen Verbindlich-
keiten gegenüber dem Träger der Anstalt in Höhe von 
51,0 Mio. e enthalten im Wesentlichen einbehaltene 
Vermarktungspauschalen und Freimachungskosten 
aus den verkauften Immobilien in Höhe von 11,4 Mio. 
e (Vj. 15,5 Mio. e) sowie nicht verwendete Zuwendun-
gen und Zuschüsse in Höhe von 39,6 Mio. e (Vj. 33,8 
Mio. e).
Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
sind in Höhe von 12.683 Te durch Grundschulden an 
verschiedenen Grundstücken der Anstalt besichert. 
Ein Bankdarlehen in Höhe von ursprünglich 100 Mio. 
e aus 2015 und ein weiteres in 2016 von 150 Mio. e, die 
f & w für den Kapazitätsaufbau aufgenommen hat, wird 
durch Bürgschaften der FHH besichert. Zum 
31.12.2017 betragen diese Bankdarlehen 166.968 Te. 
Darüber hinaus bestehen für die Verbindlichkeiten im 
üblichen Umfang branchenübliche bzw. kraft Gesetz 
entstehende Sicherheiten (z. B. Eigentumsvorbehalte).

7.  Sonstige betriebliche Erträge
In den sonstigen betrieblichen Erträge sind Erträge aus 
der Auflösung von Sonderposten aus Zuschüssen und 
Zuweisungen zur Finanzierung des Sachanlagevermö-
gens in Höhe von 35.238 Te enthalten.
Weiterhin sind in den sonstigen betrieblichen Erträgen 
außergewöhnliche Erträge in Höhe von 197 Te enthal-
ten, die aus dem Veräußerungsgewinn eines Teilver-
kaufs der Liegenschaft Holstenhof resultieren.

8.  Sonstige betriebliche Aufwendungen
In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind 
außergewöhnliche Aufwendungen in Höhe von 2.286 
Te aus dem Verkauf einer Teilfläche der Liegenschaft 
August-Krogmann-Straße enthalten.

9.  Zinsaufwendungen und Zinserträge
Im Zinsergebnis werden die Zinsaufwendungen und 
-änderungsbeträge der langfristigen Verbindlichkeiten 
abgebildet:

  

Zinsertrag 2017 2016 
Pensionen Forderungen HVF 11.530 T€ 6.183 T€ 
Pensionen Forderungen Dritte 808 T€ 467 T€ 
Pensionsrückstellungen 0 T€ 2.590 T€ 
Rückbau 0 T€ 375 T€ 
Sonstige Zinserträge 29 T€ 33 T€ 
Summe 12.367 

 
T€ 9.648 

 
T€ 

 
 

 
 

Zinsaufwendungen 2017 2016 
Pensionsrückstellungen 14.302 T€ 7.355 T€ 
Pensionen Forderungen HVF 0 T€  2.039 T€  
Pensionen Forderungen 
Dritte 

0 T€ 148 T€ 

Rückbau 678 T€ 421 T€ 
Beihilferückstellungen 339 T€ 426 T€ 
Jubiläumsrückstellungen 9 T€ 11 T€ 
Altersteilzeit 19 T€ 58 T€ 
Kreditzinsen 1.044 T€ 968 T€ 
Betriebsmittelkredit 15 T€ 11 T€ 
sonstige Zinsen 0 T€ 6 T€ 
Summe 16.406 T€ 11.443 T€ 

D. SONSTIGE ANGABEN
1.  Geschäftsführung

Dr. Arne Nilsson (Sprecher), Hamburg a)

Roberto Klann, Hamburg b)

2.  Aufsichtsrat
Staatsrat Jan Pörksen 1) 
Vorsitzender
Antje Riecke 9) 
stellvertretende Vorsitzende
Franziska Adersberger 9)  
ab 06.09.2017
Wilhelm Alms 2)

Rüdiger Gollhardt 9) 
ab 06.09.2017
Jutta Hartung 7) 
ab 05.09.2017
Uwe Holtermann 9) 
bis 06.09.2017
Yvonne Nische 4)

Dr. Heike Opitz 8) 
ab 05.09.2017

  

bis zu einem 
Jahr

ein bis fünf 
Jahre

mehr als fünf 
Jahre Gesamt

€ € € €
Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 52.775.606 118.727.264 8.148.357 179.651.227
Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und Leistungen 14.792.137 0 0 14.792.137

Verbindlichkeiten gegenüber 
dem Träger der Anstalt 
öffentlichen Rechts 50.978.607 0 24.825.925 75.804.532
Sonstige Verbindlichkeiten
 a) aus Steuern 1.159.473 0 0 1.159.473
 b) übrige Posten 4.158.258 0 0 4.158.258

123.864.081 118.727.264 32.974.282 275.565.627

Restlaufzeit
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Silvia Saß 9)

Birgit Schulz 6)

Michael Terrey 3)

Johanna Westphalen 5)

a)  Dr. Arne Nilsson ist im Hauptberuf  
Geschäftsführer der Anstalt

b)  Roberto Klann ist im Hauptberuf  
Geschäftsführer der Anstalt

1)  Staatsrat der Behörde für Arbeit,  
Soziales, Familie und Integration

2)  Gesellschafter und Vorsitzender  
des Beirats der Assekurata GmbH

3)  Abteilungsleiter im Beteiligungsmanagement 
in der Behörde für Arbeit , Familie,  
Soziales und Integration

4)  Dezernentin für Soziales, Jugend und Gesundheit 
im Bezirksamt Hamburg-Nord

5)  Leiterin, Amt für Innere Verwaltung und Planung  
in der Behörde für Inneres und Sport

6)  ehem. Vorstand Evangelische Stiftung Alsterdorf
7)  stellvertretende Abteilungsleiterin im  

Beteiligungsmanagement in der Finanzbehörde
8)  Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  

Abteilungsleiterin im Amt für Wohnen,  
Stadtentwicklung und Bodenordnung

9)  Arbeitnehmervertreter(in)

3.  Organbezüge

Die Bezüge der Geschäftsführung betrugen in 2017:

Dr. Arne Nilsson  176 Te.

Roberto Klann  141 Te, 
davon erfolgsorientiert   18 Te.

Bezüglich der Bezüge der ehemaligen Geschäftsfüh-
rung wird von den Vorschriften des § 286 Abs. 4 HGB 
Gebrauch gemacht.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates bezogen in 2017 Sit-
zungsgelder in Höhe von 4.270,- e.

4.  Anzahl der Mitarbeiter

Die durchschnittliche Anzahl der Vollzeitstellen (ohne 
Auszubildende, geringfügig Beschäftigte und Prakti-
kanten) betrug im Geschäftsjahr 2017:

Vollzeitkräfte 1.416

davon Rückkehrer 48

Vollzeitkräfte ohne Rückkehrer 1.368

Die durchschnittliche Mitarbeiterzahl (ohne Auszubil-
dende, geringfügig Beschäftigte und Praktikanten) 
betrug im Geschäftsjahr 2017:
Mitarbeiter 1.521
davon Rückkehrer 55
Mitarbeiter ohne Rückkehrer 1.466

5. Sonstige finanzielle Verpflichtungen
Die nicht zu passivierenden sonstigen Verpflichtungen 
belaufen sich auf 416,76 Mio. e. Sie resultieren aus 
langfristigen Miet-, Pacht-, Dienstleistungs- und War-
tungsverträgen für die gesamte Vertragslaufzeit. Davon 
entfallen auf:
Mietverträge für Wohnungen 
und Gebäude 267,1 Mio. e
Mietverträge Container 6,6 Mio. e
Dienstleistungsverträge 127,2 Mio. e
Sonstige Verträge (Wartung, Leasing u. ä.) 15,8 Mio. e
Summe 416,7 Mio. e

6. Nachtragsbericht
Nach dem Ende des Geschäftsjahres 2017 sind keine 
berichtspflichtigen Veränderungen oder Ereignisse 
aufgetreten.

7. Entsprechenserklärung zum Hamburger Corporate 
Governance Kodex
Die Entsprechenserklärung zum Hamburger Corporate 
Governance Kodex i.S.d. § 161 AktG wurde für das 
Geschäftsjahr 2017 abgegeben und ist auf der Internet-
seite von f & w unter www.foerdernundwohnen.de ver-
öffentlicht.

8. Das für das Geschäftsjahr berechnete Gesamthono-
rar des
Abschlussprüfers
a) Abschlussprüfungsleistungen 71 Te

b) Andere Bestätigungsleistungen 18 Te

9. Konzernverhältnisse
Dieser Abschluss wird einbezogen in den Konzernab-
schluss der FHH Freie und Hansestadt Hamburg. Die 
FHH veröffentlicht den Konzernabschluss unter www.
hamburg.de/fb/geschaeftsberichte/.

Hamburg, den 2. März 2018

f & w fördern und wohnen AöR 
 Dr. Arne Nilsson Roberto Klann 
 Sprecher der  Geschäftsführer 
 Geschäftsführung 
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1.  Grundlagen des Unternehmens

Geschäftsmodell

f & w fördern und wohnen AöR (kurz f & w) ist ein 
Unternehmen der Freien und Hansestadt Hamburg 
(FHH), das Wohnungen, Unterbringung und soziale 
Dienstleistungen für Menschen anbietet, die auf Hil-
fen angewiesen sind. Dazu gehört die Förderung der 
Integration von geflüchteten Menschen und anderen 
auf Hilfe angewiesene Personengruppen, insbeson-
dere von Obdachlosen. Der Zweck des Unterneh-
mens wird außerdem erfüllt durch stationäre und 
ambulante Leistungen auf den Gebieten der Betreu-
ung, Rehabilitation und Unterbringung von Men-
schen mit Behinderung. Außerdem bietet f & w Men-
schen, die sich am Markt nicht angemessen mit 
Wohnraum versorgen können, Unterkünfte bzw. 
öffentlich geförderte Wohnungen an.

Die Finanzierung des Unternehmens und seiner 
Leistungen erfolgt durch Gebühren, Mieten, Kosten-
sätze und Trägerbudgets der Behörde für Arbeit, 
Soziales, Familie und Integration (BASFI) sowie 
durch Aufwandserstattungen der BASFI bzw. der 
Behörde für Inneres und Sport (BIS).

Auf der Grundlage der Änderung des Anstaltsgeset-
zes vom 07.03.2017 ist f & w insbesondere auch mit 
dem Bau von jährlich mindestens 200 Mietwohnun-
gen im Standard des geförderten Wohnungsbaus für 
vordringlich Wohnungssuchende beauftragt. Dieses 
jüngste Tätigkeitsfeld knüpft an ein Programm an, 
das in der Bürgerschaftsdrucksache 21/2905 veröf-
fentlicht wurde. Die geförderten Wohnungsbaupro-
jekte sind von f & w durch Mieteinnahmen selbst zu 
finanzieren.

Geschäftsfelder

Die geschäftlichen Tätigkeiten von f & w erstrecken 
sich auf folgende Geschäftsfelder:

• Wohnen (Erstaufnahme, Folgeunterbringung, 
Spezialbereiche der Wohnungslosenhilfe, Woh-
nungsvermietung)

• Eingliederungshilfe

• Bau von Unterkünften und Wohnungen

Neben diesen operativen Geschäftsfeldern bestehen 
bei f & w vorwiegend kaufmännische innerbetriebli-
che Dienstleistungsbereiche, die auch die Verwaltung 
des Rückkehrerbereichs und der nicht betriebsnot-
wendigen Grundstücke des ehemaligen Pflegebe-
reichs wahrnehmen.

Organisatorische Struktur

Die Aufbauorganisation von f & w stellt sich im 
Berichtsjahr in folgenden Geschäftsbereichen und 
weiteren Organisationseinheiten dar:

• Geschäftsbereiche Wohnen:

 Geschäftsbereich Regelangebote Wohnen 1 und 2

 Geschäftsbereich Spezialangebote Wohnen

 Geschäftsbereich Erstaufnahme

• Geschäftsbereich Eingliederungshilfe

• Projekt- und Immobilienmanagement

• Kaufmännische Verwaltung

• Geschäftsführung, Stäbe der Geschäftsführung

f & w betreibt insgesamt 153 Einrichtungen in Ham-
burg sowie zwei Einrichtungen außerhalb Hamburgs 
(Niedersachsen und Schleswig-Holstein).

2.  Wirtschaftsbericht

2.1 Geschäftsverlauf

Im Jahr 2017 kamen etwa 9.080 Geflüchtete nach 
Hamburg (Vorjahr 16.167), rd. 3.340 (Vorjahr 7.710) 
mussten davon in einer öffentlich-rechtlichen Unter-
kunft untergebracht werden. Zum Jahresende 2017 
lebten ca. 33.400 Geflüchtete in Hamburger Erstauf-
nahmen und Folgeunterkünften. Die Zahl der Über-
residenten, d. h. der Geflüchteten, die einen Anspruch 
auf einen Platz in einer Folgeeinrichtung haben, aber 
aufgrund fehlender Plätze noch in Erstaufnahmeein-
richtungen untergebracht sind, lag zum Jahresende 
bei ca. 2.300 Personen (Vorjahresende rd. 6.300).

Die Entwicklung des Unternehmens ist im Geschäfts-
jahr 2017 geprägt von einem weiteren Kapazitätsauf-
bau der Folgeunterbringung für Zugewanderte und 
einem Kapazitätsabbau der Erstaufnahme. Die Kapa-
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zität der Folgeunterkünfte wurde um 4.731 auf 28.594 
Plätze ausgebaut. Bis zum Ende des Berichtsjahrs 
wurden neun Erstaufnahmeeinrichtungen geschlos-
sen, so dass zum Jahresende noch fünf Standorte 
bestanden. Dadurch sank die Zahl der Plätze um 
2.703 auf 1.350. Im folgenden Jahr ist mit weiteren 
Schließungen bzw. Platzreduzierungen in der Erst-
aufnahme zu rechnen.

Vor dem Hintergrund der dargestellten Kapazitäts-
entwicklung hat f & w in Absprache mit der BIS 
damit begonnen, die Personalbestände in den Erst-
aufnahmen zu reduzieren. Das Personal wird, eine 
Eignung vorausgesetzt, in den noch wachsenden 
Bereichen der Folgeunterbringung eingesetzt. Der 
darüber hinaus gehende Personalbestand wird 
dadurch angepasst, dass einem Teil der Mitarbeiten-
den, der in der Zeit der sehr hohen Flüchtlingszu-
gangszahlen zwischen Juli 2015 und Juni 2016 befris-
tet eingestellt wurde, kein Anschlussvertrag angebo-
ten wird.

Das Geschäftsfeld Eingliederungshilfe entwickelte 
sich 2017 planmäßig im Rahmen der Vereinbarung 
mit der zuständigen Behörde für die Hamburger Kli-
enten. Mit dieser Vereinbarung besteht für f & w ein 
Trägerbudget mit einer Laufzeit von fünf Jahren 

(2014 – 2018), über dessen Verlängerung über 2018 
hinaus zurzeit verhandelt wird.

Das Geschäftsjahr 2017 konnte f & w insgesamt mit 
einem Jahresüberschuss in Höhe von 74 Te abschlie-
ßen.

Im Einzelnen entwickelten sich die Geschäftsfelder 
wie folgt:

2.1.1 Geschäftsfeld Wohnen

Erstaufnahme

Aufgrund der 2017 weiter zurückgegangenen 
Zugangszahlen Geflüchteter mit Unterbringungsbe-
darf in Hamburg wurde die Kapazität der Erstauf-
nahmen in Hamburg von insgesamt 15.002 Plätzen 
Ende 2016 auf 7.596 Plätze Ende 2017 verringert. In 
diesem Zuge wurden neun von f & w betriebene Erst-
aufnahmeeinrichtungen geschlossen. f & w betrieb 
Ende 2017 neben dem Ankunftszentrum Bargkoppel-
weg und der Zentralen Erstaufnahme Bargkop-
pelstieg noch vier dezentrale Erstaufnahmeeinrich-
tungen in der Stadt.

Durch den Abbau von f & w-Einrichtungen der Erst-
aufnahme sank die Zahl der Plätze gegenüber dem 
Vorjahr um 2.703 Plätze (rd. 67 %) auf 1.350 Plätze 
stichtagsbezogen zum Jahresende.

Untergebrachte Personen in der Zentralen Erstaufnahme und in den Erstaufnahmen von f & w (belegte Plätze): 
  2013 

Plätze 
2014 
Plätze 

2015 
Plätze 

2016 
Plätze 

2017 
Plätze   

Einrichtungen der zentralen Erstaufnahme  
(IST Stichtag zum 31.12.) 929 3.064 13.120 4.053 1.350 

 
  

Folgeunterbringung

Wie im Vorjahr war es vorrangiges Ziel, Geflüchte-
ten, die noch in Erstaufnahmen wohnten, aber 
Anspruch auf eine Folgeunterbringung hatten, eine 
adäquate Unterkunft anzubieten. Mit der Herrich-
tung von zusätzlichen Plätzen im Jahr 2017 konnte 
die Kapazität der Wohnunterkünfte im Vergleich 
zum Vorjahr erneut erhöht werden. An 14 Standorten 
eröffnete f & w neue Wohnunterkünfte. Zeitgleich 
wurden sechs Standorte aufgrund auslaufender Miet-
verträge oder Nutzungsgenehmigungen geschlossen. 
Wie in den Vorjahren wurden unterschiedliche 
Gebäudetypen genutzt bzw. errichtet: Wohncon-
tainer, Modulcontainer (mit abgeschlossenen Woh-
nungen), umgebaute Bürogebäude, Wohnhäuser des 
geförderten Wohnungsbaus und angemietete abge-
schlossene Wohnungen.

Die Anzahl der Plätze für Wohnungslose konnte in 
Wohnunterkünften um 1.189 Plätze erhöht werden.

Seit Anfang 2016 werden Folgeunterkünfte an 
bestimmten Standorten auch nach dem Konzept 
„Unterkünften mit der Perspektive Wohnen“ gemäß 
Senatsdrucksache 21/1838 geplant und schrittweise 
in Betrieb genommen. Dieses Konzept war zunächst 
ausgerichtet auf die Schaffung von bis zu 24.000 Plät-
zen für Geflüchtete mit Bleiberecht bzw. mit einer 
Bleibeperspektive. Die 24.000 Plätze sollten sich auf 
die Bezirke als große Standorte mit bis zu 4.000 Plät-
zen pro Standort verteilen. Diese Vorhaben sollten 
mit Blick auf die schwierige Lage insbesondere in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen schnellst möglich 
realisiert werden. Die Errichtung dieser Standorte 
erfolgt in einem Fall durch f & w selbst (Ohlendieks-
höhe), die anderen zehn Standorte werden durch 

private und städtische Investoren errichtet, von 
denen f&w die Wohnanlagen anmietet.

Im Sommer 2016 jedoch wurde das Programm 
„Unterkünfte mit der Perspektive Wohnen“ mit dem 
Abschluss der sogenannten Bürgerverträge (vgl. Bür-
gerschaftsdrucksache 21/5231) deutlich modifiziert. 
Infolge der „Bürgerverträge“ werden erheblich nied-
rigere Kapazitäten (insgesamt bis zu 10.000 Plätze), 
weniger Standorte und aus verschiedenen Gründen 
zum Teil verzögerte Inbetriebnahmen geplant und 
umgesetzt. Die im Dezember 2016 begonnene Bele-
gung der Standorte in der Raja-Ilinauk-Straße (Jen-
feld) und Am Gleisdreieck (Bergedorf) wurde im Jahr 
2017 fortgesetzt und abgeschlossen. An der von f & w 
selbst gebauten Wohnanlage an der Ohlendiekshöhe 
(Poppenbüttel) begann die Belegung im November 
2017. Mitte Dezember wurde auch der Standort 
Duvenacker (Eidelstedt) eröffnet.

Die Platzkapazität der Folgeunterbringung ein-
schließlich „Unterkünfte Perspektive Wohnen“ stieg 
gegenüber dem Vorjahr um 4.731 Plätze (rd. 20 %) auf 
28.594 Plätze stichtagsbezogen zum Jahresende.

Als das Land Berlin 2016 vor dem Problem stand, 
fertig gestellte Unterkünfte nicht belegen zu können, 
war f & w kurzfristig bereit, Berlin dabei zu helfen, die 
neuen Unterkünfte zu eröffnen und den dort noch in 
prekären Unterkünften lebenden Geflüchteten eine 
bessere Unterbringung zu ermöglichen. Im Rahmen 
einer Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Land 
Berlin, vertreten durch den Landesbetrieb für Gebäu-
debewirtschaftung Berlin (LfG), und f & w stellte 
f & w dem LfG zwischen dem 01.04.2017 und 
30.03.2018 Personal zur Verfügung, um den Aufbau 
eines landeseigenen Betriebs zum Betrieb von Flücht-
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lingsunterkünften temporär zu unterstützen. Ziel des 
LfG war es, zügig einen eigenen städtischen Betreiber 
für Unterkünfte zu bilden und entsprechendes eige-
nes Personal einzustellen. Auch die f & w-Verwaltung 
unterstützte den LfG mit fachlichem Know-how. Im 
Laufe der zwölfmonatigen Personalgestellung wur-
den bis zu 35 Mitarbeitende des f & w-Unterkunfts- 
bzw. Sozialmanagements sowie Technische Dienste 
und Führungskräfte gegen Erstattung der vollständi-
gen Gehaltskosten dem LfG zur Verfügung gestellt.
Spezialbereiche der Wohnungslosenhilfe
Zu den Spezialbereichen der Wohnungslosenhilfe bei 
f & w gehören die Übernachtungsstätten, das Frauen-

Wohnen, die Sozialpädagogischen Einzelfallhilfen 
(SPEH), das Winternotprogramm (WNP), das Jung-
erwachsenenprojekt (JEP) sowie die Aufnahme- und 
Vermittlungsstelle (AVS).

Im Rahmen des jährlichen Winternotprogramms – 
im vergangenen Winterhalbjahr in der Zeit zwischen 
dem 1. November 2017 und dem 2. April 2018 – wer-
den in Hamburg insgesamt 873 Übernachtungsmög-
lichkeiten für obdachlose Frauen und Männer in 
Gemeinschaftsunterkünften als Schutz vor dem Win-
terwetter zur Verfügung gestellt. f & w bietet davon 
insgesamt 760 Plätze an den Standorten Schaarstein-
weg und Friesenstraße an.

Untergebrachte Personen in Folgeunterbringungen (Wohnungslose und Zuwanderer)  
und in Spezialbereichen der Wohnungslosenhilfe (belegte Plätze): 
  
  

2013 
Plätze 

2014 
Plätze 

2015 
Plätze 

2016 
Plätze 

2017 
Plätze 

Wohnunterkünfte für Wohnungslose und Zugewanderte 
(IST Stichtag zum 31.12.) 9.474 11.151 16.222 23.863 28.594 

Spezialbereiche der Wohnungslosenhilfe  
(Übernachtungsstätten, Jung-Erwachsenen-Projekt 
(JEP), Winternotprogramm (WNP), FrauenWohnen)  
(IST Stichtag zum 31.12.) 

574 784 741 771 610 

Gesamt IST Stichtag (31.12.) 10.048 11.935 16.963 24.634 29.204 
 
  

Der Rückgang der Plätze in den Spezialbereichen um 
161 Plätze auf 610 Plätze ist insbesondere durch eine 
neue Steuerung der BASFI hinsichtlich von Perso-
nen ohne Unterbringungsansprüche bedingt.
Mietwohnungen
f & w verfügt auch über Wohnungen im Standard des 
geförderten Wohnungsbaus, die an wohnungslose 

Menschen aus Hamburg oder wohnberechtigte Zuge-
wanderte vermietet werden, die auf dem allgemeinen 
Wohnungsmarkt keine Wohnung finden. Die Ver-
mittlung erfolgt in Kooperation mit den bezirklichen 
Fachstellen für Wohnungsnotfälle.

Vermietete Wohnungen: 
  
  

2013 
Wohnungen 

2014 
Wohnungen 

2015 
Wohnungen 

2016 
Wohnungen 

2017 
Wohnungen 

Mietwohnungen (IST Stichtag zum 31.12.) 544 542 585 616 607 
Betreutes Wohnen für Senioren (IST Stichtag zum 31.12.) 214 223 220 217 221 
Gesamt IST Stichtag (31.12.) 758 765 805 833 828 

 
  

Die gesunkene Zahl vermieteter Wohnungen resul-
tiert aus dem Ausstieg von f & w aus dem Stufe 3-Pro-
jekt, an dem f & w seit 2016 nicht mehr beteiligt ist, so 
dass entsprechende Vermietungen sukzessiv auslau-
fen. Das Stufe 3-Projekt der bezirklichen Fachstellen 
wendet sich an Mieter mit einem besonderen Unter-
stützungsbedarf durch Sozialarbeiter.

Im Berichtsjahr wurde die Vermietung von 190 geför-
derten und 61 freifinanzierten Wohnungen am neuen 
Standort Ohlendiekshöhe vorbereitet. Der ursprüng-
lich ausschließlich als „Unterkünfte Perspektive 
Wohnen“ für Geflüchtete vorgesehene Standort 
wurde infolge des Bürgervertrags für Poppenbüttel zu 
einem Standort umgeplant, an dem neben der Fol-
geunterbringung mit 79 Wohneinheiten Mietwoh-
nungen angeboten werden, die unter dem Namen 
„Quartier an der Mellingbek“ vermietet werden.

2.1.2 Geschäftsfeld Eingliederungshilfe

Die Finanzierung des Geschäftsfelds Eingliederungs-
hilfe richtet sich seit 2014 nach einem Trägerbudget, 

das mit der BASFI im Wege einer Rahmenvereinba-
rung zur Gestaltung des Leistungsangebots für Ham-
burger Klienten für den Zeitraum von 2014 bis 2018 
abgeschlossen wurde. Neben einer festen Ertrags-
summe enthält die Rahmenvereinbarung Absprachen 
mit den zuständigen Fachbehörden zur fachlichen 
und strukturellen Weiterentwicklung der Eingliede-
rungshilfe.

Die Entwicklung der Eingliederungshilfe mit derzeit 
vier Einrichtungen und Angeboten an fünf Standor-
ten ist weiter geprägt durch die Umwandlung einer 
stationär geprägten Struktur hin zu einer personen-
zentrierten und sozialräumlich orientierten, ambu-
lanten Dienstleistungsstruktur. Damit verbunden 
sind umfängliche Personalentwicklungsprozesse, die 
insbesondere auf die Implementierung einer neuen 
Dienstleistungskultur abzielen. Im Rahmen einer in 
etwa konstanten Fallzahl insgesamt hat sich seit 2013 
eine Verschiebung von stationären zu ambulanten 
Fällen vollzogen.
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Die sozialräumlichen Aktivitäten wurden mit Beteili-
gung der Klientinnen und Klienten weiter entwickelt 
und ausgebaut. Die Gewinnung und Einbeziehung 
von Freiwilligen als aktive Unterstützer konnte 
gesteigert werden. Ebenso wurden die Kooperationen 
und trägerübergreifenden Vernetzungsstrukturen auf 
Geschäftsbereichs- und Einrichtungsebene weiter 
ausgebaut.

Die Aktivitäten für eine proaktive Öffentlichkeitsar-
beit wurden gesteigert. Unter dem Titel „Wege aus 
der Sucht“ fand eine überregionale, trialogisch 
besetzte Fachtagung in Sachsenwaldau statt.

2.1.3 Bau von Unterkünften und Wohnungen

In diesem Geschäftsfeld hat f & w bisher insbesondere 
die temporären und dauerhaften Gebäude für den 
notwendigen Kapazitätsaufbau für Folgeunterbrin-
gungen errichtet und die Bestandsimmobilien erhal-
ten bzw. instandgesetzt. Als neues Tätigkeitsfeld 
wurde der Wohnungsbau für vordringlich Woh-
nungssuchende aufgenommen, ein Programm, das in 
der Bürgerschaftsdrucksache 21/2905 beschrieben ist.

Im Berichtsjahr wurden Bauinvestitionen in Höhe 
von 125.837 Te abgerechnet. Rd. 30 Neubau- und 
Erweiterungsprojekte befinden sich in der Planung 
oder im Bau. Aufgrund des anhaltenden hohen Zeit-
drucks wurden überwiegend Wohnunterkünfte für 
Geflüchtete aus Wohncontainern, Modulhäusern und 
Holzpavillons gebaut. Als Massivbauten für die Fol-
geunterbringung wurden im Berichtsjahr die Baupro-
jekte in der Meilerstraße (Farmsen) sowie am Blom-
kamp (Bahrenfeld) eröffnet. Als eines der Projekte 
des Konzepts „Unterkunft mit der Perspektive Woh-
nen“, wurden die Häuser für die Folgeunterbringung 
am Standort Ohlendiekshöhe (Poppenbüttel) mit ins-
gesamt 79 Wohneinheiten fertiggestellt.

Im Zusammenhang mit dem Wohnungsbaupro-
gramm für vordringlich Wohnungssuchende wurden 
insbesondere die Planungen der Projekte Wandsbe-
ker Zollstraße und Holsteiner Chaussee vorangetrie-
ben.

2.2 Lage des Unternehmens

2.2.1 Ertragslage

Der Jahresüberschuss 2017 in Höhe von 74 Te ergibt 
sich aus folgenden Teilergebnissen:

• Im Geschäftsfeld Wohnen war ein Jahresüber-
schuss von 6.065 Te zu verzeichnen. Dieser Über-
schuss entspricht rd. 2 % des Umsatzes dieses 
Geschäftsfelds. f & w ist es im Geschäftsjahr 2017 
gelungen, insbesondere die Aufgaben der öffentli-
chen Unterbringung mit Betriebskosten unterhalb 
der vereinbarten Kostensätze zu erfüllen.

• Das Geschäftsfeld Eingliederungshilfe erzielte 
einen Jahresüberschuss in Höhe von 832 Te. Die-

ser ergab sich im Wesentlichen aufgrund für 2017 
geplanter aber verschobener Instandsetzungsmaß-
nahmen bei fixen Erträgen aus dem Trägerbudget 
und zusätzlichen Erträgen aus der Betreuung von 
auswärtigen Klienten.

• Außerhalb der operativen Geschäftsfelder waren 
folgende Teilergebnisse für den Jahresüberschuss 
maßgeblich:

 Der Verkauf eines Teils des nicht betriebsnotwen-
digen Grundstücks August-Krogmann-Straße des 
ehemaligen Pflegebereichs ergab einen Buchver-
lust von 2.392 Te.

 Der Bereich der Rückkehrer des ehemaligen Pfle-
gebereichs weist im Berichtjahr einen Verlust von 
4.431 Te aus. Dieser wird durch eine Kapitalein-
lage der FHH gedeckt.

Die Umsatzerlöse der Geschäftsfelder Wohnen und 
Eingliederungshilfe stellen sich wie folgt dar:

Geschäftsfeld Wohnen 259.315 Te 
 (Vorjahr 256.431 Te)

Geschäftsfeld Eingliederungshilfe 17.623 Te 
 (Vorjahr 17.182 Te)

Die Umsatzerlöse des Geschäftsfelds Wohnen stiegen 
um 2.884 Te insbesondere aufgrund der gegenläufi-
gen Entwicklung zwischen dem Kapazitätsaufbau für 
die Folgeunterbringung und dem Abbau der Erstauf-
nahmekapazitäten.

Der Materialaufwand sank um 34.246 Te auf 128.682 
Te. Ursächlich hierfür sind im Wesentlichen die 
gesunkenen Aufwendungen für bezogene Leistun-
gen, wie Wachdienst und Catering für Einrichtungen 
der Erstaufnahme, die im Geschäftsjahr reduziert 
wurden.

Der Personalaufwand stieg trotz verminderter Stel-
lenzahl um 336 Te auf 75.322 Te. Dies ist u. a. 
bedingt durch die Tarifsteigerung 2017 sowie die 
neue Struktur des Tarifs der AVH, die zu teilweise 
höheren Eingruppierungen führte.

Die Anzahl der Mitarbeitenden betrug zum Stichtag 
31.12.2017 1.480 (Vorjahr 1.605), das sind 1.378 Voll-
kräfte (VK) (Vorjahr 1.491). Der Abbau erfolgte ins-
besondere im Geschäftsfeld Wohnen mit rd. 100 VK. 
Durchschnittlich waren im Berichtsjahr 1.416 VK, 
davon 48 VK Rückkehrer (Vorjahr 1.462 VK, davon 
77 VK Rückkehrer) beschäftigt.

2.2.2 Finanzlage

Die Finanzlage ist vornehmlich durch die Zahlungs-
mittelzuflüsse der FHH über Kostensätze für den 
Betrieb von Folgeunterbringungen, aus Aufwandser-
stattungen für Erstaufnahmen wie auch durch die 
Zahlungen aus dem Trägerbudget für die Eingliede-
rungshilfe bestimmt.

Betreute Personen in den Einrichtungen der Eingliederungshilfe: 
 

  
 
  

2013
Plätze/Fälle

2014
Plätze/Fälle

2015
Plätze/Fälle

2016
Plätze/Fälle

2017
Plätze/Fälle

Stationäre Betreuung                                         
(IST Stichtag zum 31.12.)

346 339 331 290 287

Ambulante/Teilstationäre Betreuung                            
(IST Stichtag zum 31.12.)

181 186 215 241 237

Gesamt IST Stichtag (31.12.) 527 525 546 531 524
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Die Finanzierung von Investitionen für Einrichtun-
gen der öffentlichen Unterbringung (i.W. Folgeun-
terbringung) erfolgt i.d.R. durch Investitionszu-
schüsse oder durch Bankdarlehen. Der diesbezügli-
che Mittelabfluss für Kredite wird durch Kostensätze 
der BASFI gedeckt. Neubauten für die Eingliede-
rungshilfe werden ebenfalls kreditfinanziert.

Die Investitionen betreffen im Wesentlichen die vom 
Geschäftsfeld „Bau von Unterkünften und Wohnun-
gen“ errichteten Gebäude einschließlich Außenanla-
gen und Erschließungen für den Betrieb der Ge-
schäftsfelder Wohnen und Eingliederungshilfe.

Der Cashflow des Unternehmens stellt sich wie folgt 
dar:

 2017 2016 Veränderung 

Jahresergebnis 74 T€ 9.876 T€ -9.802 T€ 

Cashflow aus lfd. Geschäftstätigkeit 59.814 T€ 19.753 T€ 40.061 T€ 
Cashflow aus Investitionstätigkeit -86.368 T€ -114.149 T€ 27.781 T€ 
Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -3.078 T€ 56.169 T€ -59.247 T€ 
Finanzmittelfonds - Anfang der Periode 43.550 T€ 81.777 T€ -38.227 T€ 
Finanzmittelfonds - Ende der Periode 13.918 T€ 43.550 T€ -29.632 T€ 

 
  

Die Entwicklung der Vermögenslage im Geschäfts-
jahr stellt sich wie folgt dar:
Das Sachanlagevermögen mit einem Buchwert von 
469.000 Te enthält Grundstücke und Gebäude mit 
einem Buchwert in Höhe von 372.056 Te. Die 
Zugänge im Jahr 2017 betreffen insbesondere Neu-
bauprojekte in Höhe von 125.837 Te. Von diesem 
Betrag wurden im Berichtsjahr 125.721 Te für den 
Kapazitätsaufbau in der öffentlich-rechtlichen Unter-
bringung investiert. Die Schließungen und der damit 
verbundene Rückbau von Einrichtungen der Fol-
geunterbringung, ein Teilverkauf der Liegenschaft 
August-Krogmann-Straße und der Verkauf von 
Wohncontainern sowie ein Brand in der Unterkunft 
Sieversstücken sind wesentliche Ursachen für die 
Abgänge des Sachanlagevermögens in Höhe von 
40.307 Te.
Die Finanzanlagen enthalten Rückdeckungsansprü-
che für Versorgungsleistungen gegenüber dem HVF 
in Höhe von 152.655 Tsd. e. Diese Ansprüche stehen 
im Zusammenhang mit dem größten Teil der gebil-
deten Pensionsrückstellungen mit einem Teilbetrag 
von 163.897 Te und betreffen Anwartschaften der 
Personen, die vor dem 1. August 1997 bei der Rechts-
vorgängerin von f & w beschäftigt waren, in dem 
Umfang, wie sie bis zum 31. Dezember 2005 entstan-
den sind, soweit sie nach dem 1. Januar 2006 fällig 
geworden sind (Versorgungsaltlasten). Des Weiteren 
werden Ansprüche gegen Dritte auf Erstattung vorge-
nannten Versorgungsleistungen bilanziert. Diese 
Ansprüche betreffen aktive und ehemalige Mitarbei-
ter, die Vordienstzeiten in der FHH und/oder in 

öffentlichen Unternehmen haben und von diesen als 
vorherige Arbeitgeber zu erstatten sind. Diese min-
dern die Erstattungsverpflichtung des HVF.

Die Forderungen gegen den Anstaltsträger FHH in 
Höhe von 35.492 Te betreffen im Wesentlichen For-
derungen, die im Zusammenhang mit Kostenerstat-
tungen (20.958 Te) für die öffentlich-rechtliche 
Unterbringung (Folgeunterbringung), mit dem 
Kapazitätsaufbau (6.238 Te) und mit dem Betrieb der 
Einrichtungen der Erstaufnahme (3.129 Te) stehen. 
Ferner sind hier Forderungen aus dem Zuschuss für 
Rückkehrer (821 Te), aus Arbeitnehmerüberlassun-
gen für Rückkehrer (405 Te) sowie aus dem Zuschuss 
für die betriebliche Altersversorgung (447 Te) ent-
halten.

Die Bankdarlehen zur Finanzierung von Bauinvesti-
tionen verminderten sich durch planmäßige Tilgun-
gen um 50.146 Te auf 179.651 Te.

Die Verbindlichkeiten gegenüber dem Träger der 
Anstalt von 75.804 Te betreffen im Wesentlichen mit 
24.825 Te das von der FHH im Zuge der Errichtung 
der Anstalt (1997) gewährte zinslose Darlehen. Wei-
tere Verbindlichkeiten ergeben sich aus zeitlich abge-
grenzten Zuschüssen und Zuwendungen der FHH 
(37.248 Te).

3. Prognose-, Risiko- und Chancenbericht

3.1 Prognosebericht

f & w erwartet für das Geschäftsjahr 2018 bei weiter 
stagnierenden Zugangszahlen Geflüchteter und ent-
sprechenden Umsätzen sowie einer stabilen Entwick-

f & w war im Berichtszeitraum jederzeit in der Lage, 
alle seine Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen.

2.2.3 Vermögenslage
Die Vermögenslage des Unternehmens ist zum 
Bilanzstichtag durch folgende ausgewählte Bestände 
gekennzeichnet.

 2017 2016 Veränderung 
Anlagevermögen 633.399 T€ 612.710 T€ 20.689 T€ 
Finanzanlagen 164.330 T€ 165.156 T€ -826 T€ 
  Eigenkapital 61.667 T€ 58.672 T€ 2.995 T€ 
  Sonderposten aus Zuschüssen und Zuwendungen für Investitionen  133.334 T€ 135.181 T€ -1.847 T€  
Erweitertes Eigenkapital 195.001 T€ 193.853 T€ 1.148 T€ 
Erweiterte Eigenkapitalquote 28,31 % 26,50 % 1,81 % 
Bankdarlehen  179.651 T€ 229.797 T€ -50.146 T€ 
Pensionsrückstellungen 184.887 T€ 183.287 T€ 1.600 T€ 
Bilanzsumme 688.722 T€ 731.443 T€ -42.721 T€ 
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lung der Eingliederungshilfe einen Jahresfehlbetrag 
in Höhe der Aufwendungen für Rückkehrer (rd. 
2.800 Te), die wie in Vorjahren durch eine Einlage 
der FHH in die Kapitalrücklage gedeckt werden. 
Dabei wird vorausgesetzt, dass notwendige Kapazi-
tätsanpassungen im Geschäftsfeld Wohnen ohne nen-
nenswerte, nicht finanzierte Personalüberhänge 
erfolgen.

Die prognostizierte Entwicklung der Geschäftsberei-
che wird im Einzelnen wie folgt dargestellt:

3.1.1 Geschäftsfeld Wohnen

Für das Jahr 2018 ist gemäß der Kapazitätsplanung 
des Zentralen Koordinierungsstabs Flüchtlinge 
(ZKF), veröffentlicht im Januar 2018, weiterhin mit 
geringeren Zuwanderungszahlen als im Vorjahr zu 
rechnen. Vorrangiges Ziel bleibt es, die Geflüchteten, 
die länger als sechs Monate in Erstaufnahmen unter-
gebracht sind („Überresidente“, zurzeit rd. 2.300), in 
Folgeunterkünften unterzubringen. Es wird erwartet, 
dass dieses Ziel etwa zur Jahresmitte 2018 erreicht 
wird. Insgesamt wird davon ausgegangen, dass sämt-
liche Zuzüge mit Unterbringungsbedarf durch Aus-
züge in gleicher Höhe kompensiert werden. Es wird 
angenommen, dass sich die Gesamtzahl der in Ein-
richtungen der Erstaufnahme und Folgeunterbrin-
gung unterzubringenden Personen in Höhe von rd. 
33.300 Ende 2017 bis zum Ende 2018 nicht verändert. 
Insgesamt wird von einer in etwa gleich bleibenden 
Zahl von öffentlich-rechtlich untergebrachten Perso-
nen in Hamburg ausgegangen. Ende 2018 werden in 
Folgeunterbringungen rd. 32.400 Personen unterzu-
bringen sein. Dafür stellt f & w bei der vereinbarten 
Auslastung von 98 % als planmäßige Kapazität Ende 
2018 rd. 34.500 Plätze zur Verfügung.

In diesem Zuge werden mehrere Erstaufnahmestand-
orte bis zum Jahresende 2018 geschlossen oder ver-
kleinert. Der f & w-Standort Schnackenburgallee mit 
einer Kapazität von 900 Plätzen wird geschlossen, der 
f & w-Standort Harburger Poststraße wird um 130 
Plätze reduziert, so dass f & w zum Jahresende noch 
646 Plätze als Erstaufnahme an drei Standorten sowie 
weitere Plätze beim Ankunftszentrum im Bargkop-
pelstieg zu betreiben hat. In Abstimmung mit der BIS 
ist geplant, Reservekapazitäten in der Erstaufnahme 
für den Fall eines stärkeren Anstiegs der Zugangszah-
len vorzuhalten.

Insoweit wird das Geschäftsjahr 2018 durch einen 
weiteren Kapazitätsaufbau in der öffentlich-rechtli-
chen Folgeunterbringung (inkl. „Unterkünfte mit 
Perspektive Wohnen“) und einen gleichzeitigen 
Kapazitätsabbau in der Erstaufnahme geprägt sein. 
Aufgrund dessen sind Anpassungen der Organisation 
der Geschäftsbereiche notwendig. Zum einen bleibt 
die Herausforderung bestehen, die Geschäftsbereiche 
der Folgeunterbringung und die dazu gehörigen Ver-
waltungsstrukturen aufzubauen, zum anderen muss 
der Geschäftsbereich Erstaufnahme weiterhin schritt-
weise reduziert werden und das dort frei gewordene 
Personal, eine entsprechende Eignung vorausgesetzt, 
für den Personalbedarf der Folgeunterbringung ein-
gesetzt werden. Die Mitte 2017 begonnenen Umstruk-
turierungsmaßnahmen werden 2018 fortgesetzt und 
voraussichtlich im Laufe des zweiten Halbjahres 
2018 abgeschlossen sein.

Für Folgeunterbringungen werden in 2018 voraus-
sichtlich 20 Standorte mit rd. 6.700 Plätzen errichtet 
oder erweitert. Darin enthalten sind Anmietungen 

von Wohnungsneubauten durch f & w mit rd. 4.000 
Plätzen, insbesondere im Modell Unterbringung Per-
spektive Wohnen. Voraussichtlich werden rd. 3.300 
Plätze an Standorten mit befristeten Nutzungen im 
Jahr 2018 außer Betrieb genommen werden.
f & w hat von der BASFI den zusätzlichen Auftrag 
erhalten, eine Einrichtung im Rahmen einer Ersatz-
unterbringung für Personen aus prekären Mietwohn-
verhältnissen zu betreiben.
Für die Folgeunterbringung werden f & w und BASFI 
neue Kostensätze für das Jahr 2018 vereinbaren. Mit 
dem zuständigen Fachbereich der BASFI wurde 
bereits abgestimmt, dass der Leistungskostensatz für 
die Planung 2018 um 2 % entsprechend der Tarifent-
wicklung angehoben wird.
Weitere auch strukturelle Änderungen der Kosten-
satzfinanzierung befinden sich in der Abstimmung 
mit der BASFI.
Das Wettbewerbsumfeld für den Geschäftsbereich 
Wohnen von f & w ist dadurch gekennzeichnet, dass 
in 2018 noch vier Erstaufnahmen und zwei Folgeun-
terkünfte von anderen Trägern aus der Wohlfahrts-
pflege betrieben werden, die von der FHH beauftragt 
sind.
Hinsichtlich der Spezialbereiche der Wohnungslo-
senhilfe ist die Ausweitung des Angebots Junger-
wachsenenprojekt (JEP) an den Standorten Nöldeke-
straße (40 Plätze) und Holsteiner Chaussee (23 Plätze) 
geplant, wovon der erste Standort möglicherweise 
Ende 2018 in Betrieb genommen werden kann. Zur 
Erweiterung der Geschäftsaktivitäten arbeitet f & w 
im Auftrag der BASFI an Konzepten und Umsetzun-
gen für ein Angebot „Lebensplätze“ für ältere Woh-
nungslose.
Für die Vermietung von Wohnungen wurde ein Kon-
zept zum sozialen Wohnungsbau durch f & w sowie 
Nutzungskonzepte für die geplanten neuen Wohnan-
lagen entworfen. Im Rahmen dieses Wohnungsbau-
programms sind Neubauprojekte geplant, die in den 
nächsten Jahren realisiert werden. Es handelt sich 
insbesondere um die Projekte Ohlendiekshöhe 
(Quartier an der Mellinbek), Holsteiner Chaussee, 
Wandsbeker Zollstraße, Sophie-Schoop-Weg, Ihle-
straße und Rennbahnstraße.

3.1.2 Geschäftsfeld Eingliederungshilfe
Die Planung für die Eingliederungshilfe orientiert 
sich an der Rahmenvereinbarung mit der BASFI für 
den Zeitraum 2014 bis 2018 und dem entsprechenden 
Trägerbudget. Von den für 2018 geplanten 541 Plät-
zen in der Eingliederungshilfe werden 459 Plätze/
Fälle über das mit der BASFI vereinbarte pauschale 
Trägerbudget finanziert. 82 Plätze/Fälle werden mit 
sonstigen Kostenträgern über die vereinbarten Kos-
tensätze pro Platz und Tag abgerechnet.
Für das Geschäftsfeld Eingliederungshilfe besteht 
durch das Trägerbudget und die Vereinbarung mit 
der BASFI ein verbindlicher Planungsrahmen. Die 
vereinbarten Fallzahlen werden erreicht und die 
geplanten Projekte werden umgesetzt. Aufgrund von 
größeren notwendigen Instandhaltungsmaßnahmen 
und einmaligen technischen Prüfaufwendungen, die 
für 2018 geplant sind, wird mit einem Planverlust 
2018 für die Eingliederungshilfe gerechnet, der mit 
einem Teil der Gewinnrücklagen, die in Vorjahren 
gebildet wurden, ausgeglichen werden kann. Die 
Instandhaltungen betreffen insbesondere Maßnah-
men, die aufgrund von Kapazitätsengpässen im Bau-
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bereich während der Flüchtlingskrise nicht abgear-
beitet werden konnten. Diese Verschiebungen sind 
innerhalb des mehrjährigen Trägerbudgets neutral.

Für 2018 stehen die Fertigstellung des Neubauvorha-
bens Jenfelder Au (Apartmenthaus für die ambulante 
Eingliederungshilfe) und der Umbau für ein „Ge-
schlossenes Angebot“ in Sachsenwaldau im Fokus 
der Weiterentwicklung. Die Betriebskosten für beide 
Angebote müssen im Rahmen des neuen Trägerbud-
gets ab 2019 als Ergänzung verhandelt werden.

Die Angebote der Eingliederungshilfe werden gezielt 
auf Zielgruppen ausgerichtet werden, die einen 
besonderen oder hohen Assistenz- und Unterstüt-
zungsbedarf haben. Dabei orientiert sich f & w an 
gesellschaftlichen Entwicklungen und fachlichen 
Anforderungen, die sich insbesondere aus der Neu-
strukturierung des Teilhaberechts für Menschen mit 
Behinderung ergeben (Bundesteilhabegesetz).

3.1.3 Bau von Unterkünften und Wohnungen, Finanzie-
rung

Für das Jahr 2018 ist die Fertigstellung von Neubau-
projekten (Unterkünfte und Wohnungen) mit einem 
Investitionsvolumen von über 124 Mio. e für rd. 10 
Neubauprojekte geplant. Gleichzeitig ist die Ent-
wicklung weiterer Wohnungsbauprojekte für vor-
dringlich Wohnungssuchende wie auch die

Entwicklung von drei älteren größeren Bestandsim-
mobilien geplant.

Die Finanzierung dieser Investitionen erfolgt etwa 
zur Hälfte durch Investitionszuschüsse der BASFI 
für den Kapazitätsaufbau der öffentlichen Unterbrin-
gung sowie durch Bankdarlehen für bestimmte 
öffentliche Unterkünfte wie auch für den Wohnungs-
bau. Mittel zur Deckung des Kapitaldienstes für 
Baukredite für neue Unterkünfte erhält f & w durch 
Kostensätze der BASFI, für Wohnungsbauinvestitio-
nen durch Mieten.

3.2 Risikobericht

3.2.1 Risikomanagement

Im Rahmen des Risikomanagementsystems wird ein 
unternehmensweites Risikoinventar in fortgeschrie-
bener Form geführt, das die Unternehmensrisiken 
vollständig erfasst sowie die Risikoauswirkungen, die 
Risikobewertung und die Risikosteuerung durch 
Hinterlegung von Maßnahmen dokumentiert. Die 
Risikoerhebung und –fortschreibung erfolgt prozes-
sual in einem halbjährlichen Rhythmus. Für die bei 
f & w identifizierten bedeutendsten Risiken werden 
nach Abschluss des Erhebungsprozesses Maßnah-
men- und Handlungsprioritäten vom Risikoaus-
schuss festgelegt. Der Risikomanagementprozess 
wird in Art und Umfang kontinuierlich an die verän-
derten Bedarfe aufgrund von Kapazitäts- und Struk-
turveränderungen angepasst; die Risikoquantifizie-
rung wird methodisch fortlaufend weiterentwickelt.

Die jährliche externe Risikoberichterstattung an den 
Träger FHH erfolgt in Abstimmung mit dem Auf-
sichtsrat. Die Wirksamkeit und Einhaltung der Ins-
trumente und Regelungen werden regelmäßig durch 
die interne Revision und durch den Abschlussprüfer 
überprüft.

Im Zuge des deutlichen Wachstums des Unterneh-
mens in den letzten Jahren wurde 2017 ein Konzept 
zur Korruptionsprävention bei f & w implementiert. 
Die Korruptionsprävention wird vom Stabsbereich 
Risiko- und Compliancemanagement wahrgenom-

men, der personell verstärkt wurde. Außerdem wurde 
ein Antikorruptionsbeauftragter als interne und 
externe Ansprechperson von der f & w-Geschäftsfüh-
rung bestellt und ein Verhaltenskodex gegen Kor-
ruption erlassen. Das Konzept umfasst auch Schu-
lungsmaßnahmen für Mitarbeitende.

3.2.2 Risiken

Im Geschäftsfeld Wohnen besteht das Risiko, dass 
der Personalbedarf im Zuge des Aufbaus von Kapazi-
täten in der Folgeunterbringung bei gleichzeitigem 
Abbau von Kapazitäten in der Erstaufnahme insge-
samt sinkt. Ursächlich hierfür ist die stärkere platzbe-
zogene Personalausstattung der Einrichtungen der 
Erstaufnahme. Der Personalabbau kann zurzeit noch 
aufgrund einer bestimmten Zahl von befristet ange-
stellten Mitarbeitenden gesteuert werden, in dem 
keine Anschlussverträge angeboten werden. Ab Mitte 
2018 wird es allerdings kaum noch befristete Anstel-
lungsverträge im Geschäftsfeld Wohnen geben, da 
fast alle zeitlich befristet angestellten Beschäftigte 
ausgeschieden sind oder inzwischen durch Anschluss-
vertrag in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis ste-
hen.

Um dem relativen Schrumpfungsprozess entgegenzu-
wirken, der durch den Rückgang der Geflüchteten 
bedingt ist, übernimmt f & w neue ergänzende Auf-
träge der FHH, die dem Auftrag gemäß f & w-Gesetz 
entsprechen. Dazu gehören die Schaffung von perso-
nellen Reservekapazitäten für Erstaufnahmen, der 
Soziale Wohnungsbau, das Betreiben eines Standor-
tes zur Ersatzunterbringung aus prekären Mietver-
hältnissen, das Betreiben einer Unterkunft für 
schwerst auffällige Jugendliche, der Aufbau der 
„Lebensplätze“, der Ausbau von Projekten der Ein-
gliederungshilfe, das Angebot von Wohn-Pflegege-
meinschaften sowie die Ausweitung der Integrations-
aktivitäten. Mit den genannten Aufgaben soll auch 
erreicht werden, das vorhandene Personal auch 
zukünftig adäquat einzusetzen.

Die Reduktion der Anzahl der Plätze für Geflüchtete 
in den „Unterkünften Perspektive Wohnen“, für die 
die „Bürgerverträge“ mit dem Ziel geschlossen wur-
den, die Plätze auf durchschnittlich maximal 300 je 
Standort ab 31.12.2019 zu begrenzen, stellt eine große 
Herausforderung dar, da rechtzeitig ggf. Ersatzunter-
künfte von f & w geschaffen werden müssen oder ent-
sprechend geförderte Mietwohnungen bei Vermie-
tern von sozialem Wohnraum zu finden sind. Diesem 
Ziel tragen auch die Bestrebungen der BSW und f & w 
Rechnung, im Rahmen von Nachträgen zu den Miet-
verträgen zwischen f & w und den Investoren bzw. 
Vermietern, Vorschlagsrechte für f & w zu fixieren, 
mit denen f & w diesen Vermietern Haushalte, die 
noch in öffentlich-rechtlicher Unterbringung woh-
nen, zur Wohnungsvermietung vorschlägt.

Zur Finanzierung der Altersversorgung ist zu berück-
sichtigen, dass die aus den operativen Erträgen jähr-
lich zu leistenden Rückstellungszuführungen auf-
grund der sinkenden Zinsen kontinuierlich überpro-
portional ansteigen. Für das Geschäftsfeld Wohnen 
hat die BASFI einer Aufwandsfinanzierung für die 
aktiven Versorgungsberechtigten zugestimmt. Ent-
lastend wirkt auch, dass der Kostenanteil der 
Altersversorgungskosten aufgrund des wachsenden 
Personalbestands im Geschäftsfeld Wohnen sinkt, 
weil neue Mitarbeiter mit Eintritt ab dem Jahr 2006 
keine Altersversorgungsansprüche erwerben.
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Gemäß der Rückkehrerplanung der Jahre 2016 bis 
2018 sollen die offenen Rückkehrerfälle bis Ende 
2018 weitgehend gelöst werden. In den Vorjahren 
bestanden die Lösungen überwiegend in Übernah-
men durch die FHH und in Überführungen in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt. Im Planungsjahr werden 
im Wesentlichen Übernahmen auf finanzierte Stellen 
in das Geschäftsfeld Wohnen von f & w umzusetzen 
sein. f & w arbeitet gemeinsam mit der BASFI an 
einer Finanzierungszusage zu einer dauerhaften, 
anteiligen Zuschussregelung für die bei f & w inte-
grierten Rückkehrer.

Beim geförderten Wohnungsbau für vordringlich 
Wohnungssuchende bestehen die Risiken, dass in 
den nächsten Jahren nicht ausreichend geeignet 
Grundstücke zur Verfügung stehen, auf denen solche 
Wohnungsbauprojekte mit mindestens 200 Wohnein-
heiten realisiert werden können. f & w hat sich 
gemeinsam mit der Sozialbehörde politisch dafür 
eingesetzt, dass Grundstücke speziell für diese Auf-
gabe zugewiesen werden. Dem Geschäftsfeld Bau von 
Unterkünften und Wohnungen fehlen zudem auf-
grund der dynamischen Baukonjunktur ausreichend 
Bauingenieure und Architekten, die solche Baupro-
jekte entwickeln und leiten können. Eine wichtige 
Aufgabe wird hier sein, das vorhandene Personal 
nicht nur zu halten, sondern qualitativ weiterzuent-
wickeln.

Für zwei größere Bestandimmobilien bestehen hohe 
Instandsetzungsstaus, die nicht aus laufenden Bud-
gets eines Wirtschaftsplans behoben werden können. 
Dies betrifft die Seniorenwohnanlage Groß Borstel 
und die Immobilie in Sachsenwaldau in Schles-
wig-Holstein, eine Einrichtung der Eingliederungs-
hilfe. Für die Seniorenwohnanlage wird an einem 
Lösungskonzept gearbeitet. Für die anstehenden 
Sanierungsmaßnahmen in Sachsenwaldau wird eine 
Refinanzierung über das Trägerbudget angestrebt.

Im Bereich der ambulanten Sozialpsychiatrie (ASP) 
ist die zukünftige Entwicklung aus mehreren Grün-
den mit Risiken versehen. Die Einführung neuer 
ASP-Fallpauschalen ab dem 01.01.2017 führt für 
f & w voraussichtlich zu einer Absenkung des 
ASP-Budgets. Die Wohnungsakquise für Klienten 
der Eingliederungshilfe mit ambulanter Betreuung 
gestaltet sich weiter sehr schwierig. Hamburgweit 
sind über 100 freigemeinnützige und private Träger 
am Markt tätig. Vor dem Hintergrund dieser Ent-
wicklung investiert f & w zur Steigerung der Fallzah-
len gezielt in den Wohnungsbau für Menschen mit 
Behinderung. Deswegen wird ein weiteres Apart-
menthaus (Jenfelder Au) für Menschen mit einer 
seelischen Behinderung gebaut, das im Sommer 2018 
bezogen werden soll.

Aufgrund der sich stark wandelnden Organisation 
von f & w müssen die bisherigen Geschäftsprozesse 
und Regularien weiterentwickelt werden. Hierzu 
werden mehrere weitreichende Projekte begonnen, 
um die Implementierung geeigneter Organisations-
formen und –prozesse zu realisieren. Dazu gehören 
im Jahr 2018 insbesondere die Einführung eines Wis-
sensmanagementsystems und die Einführung eines 
neuen Belegungs- und Abrechnungssystems für die 
öffentlich-rechtliche Unterbringung. Daneben wird 
an der Weiterentwicklung der Aufbauorganisation 

gearbeitet, unter anderem durch eine Reorganisation 
derjenigen Stabsstellen, die im weitesten Sinne Kon-
trollaufgaben im Unternehmen wahrnehmen. 
Wesentliches Element der Weiterentwicklung soll 
auch ein Führungskräfte-Entwicklungsprogramm 
werden, das in 2018 gestartet wird.
Risiken, die den Bestand des Unternehmens gefähr-
den, bestehen nicht.

3.3 Chancenbericht
Der Rückgang der Zuwanderungszahlen bietet die 
Chance, die Standards in der öffentlich-rechtlichen 
Unterbringung im Sinne der Bewohnerinnen und 
Bewohner sowie der Mitarbeitenden wieder zu ver-
bessern, insbesondere die Belegungsdichte, die im 
Zuge der Flüchtlingskrise herauf gesetzt wurde, in 
Abstimmung mit der BASFI herabzusetzen. Nach-
dem die meisten Erstaufnahmeeinrichtungen bereits 
geschlossen werden konnten, bieten sich nun Mög-
lichkeiten, sogenannte prekäre Standorte der Fol-
geunterbringung, die z. B. in einem schlechten bauli-
chen Standard sind, in Abstimmung mit dem ZKF 
entsprechend dem Abbau der Überresidentenzahl 
schrittweise in 2018 und Folgejahren abzubauen.
Im Spezialbereich der Wohnungslosenhilfe wird die 
Eröffnung zwei weiterer Standorte im Rahmen des 
„Jungerwachsenenprojektes“ (JEP) geplant, was zu 
einer spürbaren Verbesserung dieses Angebots führt.
Der hohe Bedarf an Wohnungen für vordringlich 
Wohnungssuchende bietet f & w die Chance, mit 
einem selbst entwickelten Nutzungskonzept, das den 
Einsatz einer Mietersozialberatung einschließt, einen 
Mehrwert für Menschen zu bieten, für die es auf dem 
allgemeinen Wohnungsmarkt besonders schwierig 
ist, eine Wohnung zu finden. Auf diese Weise kann 
f & w sein Profil auch als Wohnungsbauunternehmen 
im Auftrag der Stadt verstärken.
Die Eingliederungshilfe von f & w in Sachsenwaldau 
wird Mitte 2018 ein neues Leistungsangebot für Men-
schen mit einer seelischen Behinderung eröffnen, die 
aufgrund von Selbstgefährdungstendenzen fakultativ 
geschlossen untergebracht werden müssen. Mit die-
sem Angebot positioniert f & w sich am Markt mit 
einer besonderen Fachleistung und trägt zur Versor-
gung einer schwierigen, unterversorgten Zielgruppe 
bei.
Des Weiteren soll aufgrund des demografischen 
Wandels die Entwicklung von Wohn- und Betreu-
ungsformen für ältere behinderte Menschen mit 
einem pflegerischen Versorgungsbedarf vorangetrie-
ben werden. Für diesen Personenkreis plant f & w im 
Rahmen seiner weiteren Konzeptentwicklung den 
Aufbau von Wohn-Pflegegemeinschaften.
Infolge der Entwicklungen auf dem Wohnungsmarkt 
wird f & w im Rahmen des neuen Programms für den 
sozialen Wohnungsbau auch Menschen mit Behinde-
rung Wohnungen zur Verfügung stellen. Damit ver-
bunden ist eine qualitative, quartiersorientierte Wei-
terentwicklung der Betreuungsangebote.

Hamburg, den 2. März 2018

f & w fördern und wohnen AöR 
 Dr. Arne Nilsson Roberto Klann 
 Sprecher der  Geschäftsführer 
 Geschäftsführung 
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Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht der f & w 
fördern und wohnen AöR, Hamburg, für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der 
Anstalt. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermit-
telten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Anstalt sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 

Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend dar.

Hamburg, den 4. Juni 2018

Mazars GmbH & Co. KG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft
 Dr. Dannenbaum Haupt 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung erteilen wir dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017 sowie dem Lagebericht der 
f & w fördern und wohnen AöR, Hamburg, den folgenden uneingeschränkten

Gerichtliche Mitteilungen

Terminsbestimmung
802 K 25/12. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Mittwoch, 5. De-
zember 2018, 10.00 Uhr, Saal E.005, 
Amtsgericht Hamburg-Barmbek, Spohr-
 straße 6, 22083 Hamburg öffentlich ver-
steigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Poppenbüttel Mit-
eigentumsanteil verbunden mit Sonde-
reientum: ME-Anteil 290/1000, Sonder-
eigentums-Art: Wohnung, SE-Num-
mer 1, Blatt 10481 BV 1 an Grundstück 
Gemarkung Poppenbüttel, Flurstück 
633, Wirtschaftsart und Lage: Gebäude- 
und Freifläche, Anschrift: Schäper-
dresch 3, 1.052 m2.

Objektbeschreibung: Bei der Woh-
nung handelt es sich um ein nicht 
unterkellertes Einfamilienhaus in Ver-
bundbauweise (ähnlich einer Doppel-
haushälfte), Ursprungsjahr 1999, etwa 
96 m² Wohnfläche, verteilt auf 2 Etagen, 
zusätzliche Nutzflächen im Spitzboden, 
mittlere, baujahresgemäße Ausstattung, 
recht guter Instandhaltungszustand. 

Das Objekt wird von dem Schuldner 
mit Familie bewohnt.

Weitere Informationen und kosten-
loser Gutachtendownload: www.zvg.com. 
Außerdem kann das eingeholte Gutach-
ten auf der Geschäftsstelle, Raum 2.044, 
montags bis freitags von 9.00 Uhr bis 
13.00 Uhr eingesehen werden.

Verkehrswert: 395.000,– Euro

Der Versteigerungsvermerk ist am 
9. Juli 2012 in das Grundbuch eingetra-
gen worden.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 24. August 2018

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 930

Terminsbestimmung
717 K 22/17. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Donnerstag,  
8. November 2018, 10.00 Uhr, Sit-
zungssaal 157, Amtsgericht Ham-
burg-Wandsbek, Schädlerstraße 28, 
22041 Hamburg, öffentlich versteigert 
werden:

929
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Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 016-18 CR
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Wasserlichtorgel,  
St. Petersburger Straße 28, 20355 Hamburg
Hier: Druckrohrleitungen
Bauauftrag: Druckrohrleitungen
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 270.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Ende Oktober 2018 bis ca. Anfang Januar 2019
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
11. September 2018, 10.30 Uhr
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
http://www.gmh-hamburg.de/ 
ausschreibungen/bauausschreibungen.html
Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am Ver-
fahren beteiligten Bietern nach Öffnung der Angebote, bei 
elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassistenten 
und bei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur Ver-
fügung gestellt.

Hamburg, den 21. August 2018

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 932

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 018-18 CR
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Wasserlichtorgel,  
St. Petersburger Straße 28, 20355 Hamburg
Hier: Starkstrom
Bauauftrag: Starkstrom
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 172.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Oktober 2018 bis ca. Ende Februar 2019
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
11. September 2018, 10.00 Uhr
Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
http://www.gmh-hamburg.de/ 
ausschreibungen/bauausschreibungen.html
Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am Ver-
fahren beteiligten Bietern nach Öffnung der Angebote, bei 
elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassistenten 
und bei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur Ver-
fügung gestellt.

Hamburg, den 21. August 2018

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 933

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Neu-Rahlstedt Mit-
eigentumsanteil verbunden mit Sonder-
eigentum: ME-Anteil 1/48, Sonderei-
gentums-Art: Reihenhaus, SE-Num-
mer 26, Sondernutzungsrecht an Gar-
ten, Terrasse und Pkw-Stellplatz Num-
mer 26, Blatt 2502 BV 1 an Grundstück 
Gemarkung Neu-Rahlstedt, Flurstück 
2196, Wirtschaftsart und Lage: Ge  bäude- 
und Freifläche, ungenutzt, An schrift: 
Waterblöckenwiese, östlich Waterblö-
ckenwiese 17, 11.185 m².

Objektbeschreibung/Lage (laut An-
gabe des Sachverständigen): Das nicht 
unterkellerte Endreihenwohnhaus mit 
der postalischen Anschrift „Waterblö-
ckenwiese 94“ wurde im Jahr 2006 in 
Niedrigenergiebauweise errichtet. Die 
Wohnfläche beträgt etwa 116 m². Behei-
zung über Fernwärmezentralheizung. 
Es besteht ein Sondernutzungsrecht an 
der Garten- und Terrassenfläche und an 

einem Pkw-Stellplatz. Zum Zeitpunkt 
des Ortstermins wurde das Objekt von 
den Verfahrensschuldnern genutzt.

Verkehrswert: 360.000,– Euro

Der Versteigerungsvermerk ist am 
30. August 2017 in das Grundbuch ein-
getragen worden.

Das über den Verkehrswert des 
Grundbesitzes eingeholte Gutachten 
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer 
301, montags bis freitags von 9.00 bis 
13.00 Uhr eingesehen werden. Telefon: 
040 / 4 28 81 - 29 10 / - 29 11 / - 21 50 / - 29 05. 
Infos auch im Internet unter www.zvg.
com.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe 

von Geboten anzumelden und, wenn 
der Antragsteller widerspricht, glaub-
haft zu machen, widrigenfalls sie bei 
der Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses den 
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 24. August 2018

Das Amtsgericht 
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 931

Sonstige Mitteilungen
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Amtl. Anz. Nr. 70Freitag, den 31. August 2018

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 015-18 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Wasserlichtorgel,  
St. Petersburger Straße 28, 20355 Hamburg

Bauauftrag: Abdichtungs- und Reparaturarbeiten

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 171.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Oktober 2018 bis November 2018

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:  
18. September 2018 um 10.00 Uhr

Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www.gmh-hamburg.de/ 
ausschreibungen/bauausschreibungen.html

Die Niederschrift (Eröffnungsprotokoll) wird allen am Ver-
fahren beteiligten Bietern nach Öffnung der Angebote, bei 
elektronischer Angebotsabgabe über den Bieterassistenten 
und bei Angebotsabgabe in Papierform per E-Mail, zur Ver-
fügung gestellt.

Hamburg, den 27. August 2018

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 934

Gläubigeraufruf

Der Verein Conleys helps! e.V. (Amts gericht Hamburg, 
VR 20173) mit Sitz in Hamburg ist aufgelöst worden und 
befindet sich in Liquidation. Zur Liquidatorin wurde Frau  
Carolin Dehling bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, 
ihre Ansprüche bei der Liquidatorin anzumelden.

Hamburg, den 1. August 2018

Die Liquidatorin 935

Gläubigeraufruf

Der Verein Sehrazat – Transkultureller Frauen- und 
Kunstverein e.V. (Amtsgericht Hamburg, VR 21194), c/o 
Hamide Scheer, Klopstockplatz 2, 22765 Hamburg, ist 
durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 9. Mai 
2018 aufgelöst worden. Zur Liquidatorin wurde Frau 
Hamide Scheer bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, sich 
unter der oben angegebenen Adresse zu melden.

Hamburg, den 15. August 2018

Die Liquidatorin 936

Gläubigeraufruf
Die Firma Wilhelm Lackert GmbH (Amts gericht 

Hamburg, HRB 68777), Sperberhorst 21, 22459 Hamburg, 
ist aufgelöst worden. Die Gläubiger der Gesellschaft werden 
gebeten, sich bei ihr zu melden.

Hamburg, den 16. August 2018

Der Liquidator 937

Gläubigeraufruf
Der Verein Musikkonzepte e.V. – Verein zur Förderung 

kirchenmusikalischer Arbeit an Maria Grün, Hamburg- 
Blankenese (Amts gericht Hamburg, VR 17298), c/o Leony 
Wessel, Ferdinands Höh 15, 22587 Hamburg, ist aufgelöst 
worden. Zu Liquidatorin wurde Frau Leony Wessel bestellt. 
Die Gläubiger werden gebeten, ihre Ansprüche bei der 
Liquidatorin anzumelden.

Hamburg, den 17. August 2018

Die Liquidatorin 938

Schlussverteilung
In dem Konkursverfahren über das Vermögen der Firma 

Kommanditgesellschaft TECTUM Bauträger GmbH 
+ Co., Cuxhavener Straße 148, 21149 Hamburg, soll die 
Schlussverteilung erfolgen. Verfügbar sind 183,668,06 Euro 
abzüglich weiterer Kosten gemäß §§ 58, 59 KO. Nach dem 
auf der Geschäftsstelle des Amtsgerichts Hamburg zum 
Geschäftszeichen 65 c N 319/90 niedergelegten Schlussver-
zeichnis sind nach § 61 I Nr. 1 KO 6.303,32 Euro, § 61 I Nr. 2 
KO 11.572,29 Euro und § 61 l Nr. 6 KO 651.336,28 Euro zu 
berücksichtigen, wobei die Gläubiger im Rang nach § 61 I 
Nummern 1 und 2 KO bereits voll befriedigt wurden.

Hamburg, den 24. August 2018

Der Konkursverwalter 
Ulrich Rosenkranz, Rechtsanwalt 939


